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In der Landeshauptstadt werden zehn Hektar Vorrangflächen für den sozialen Wohnbau ausgewiesen.� Foto: Rita Falk

Innsbruck – Zehn Hektar 
Bauland von 26 Grundeigen-
tümern will die Stadt Inns-
bruck als Vorbehaltsflächen 
für den sozialen Wohnbau 
ausweisen. Die Hälfte da-
von muss zu angemessenen 
Grundkosten der Wohn-
bauförderung veräußert wer-
den. Diese betragen aktuell 
619 Euro pro Quadratmeter. 

Seit der Vorwoche sind Bau-
sperren für die betroffenen 
Grundflächen in Kraft, Bür-
germeister Johannes Anzen-
gruber will mit den Besitzern 
Gespräche führen.

Vom Land wurden für die 
Landeshauptstadt stets so-
ziale Vorrangflächen gefor-
dert, der für die Bodenpolitik 
zuständige Bauernbundob-
mann und Landeshaupt-
mannstellvertreter Josef Geis-

ler (VP) steht auch dazu. Doch 
gerade aus dem Bauernbund 
und der ÖVP-Landtagsriege 
kommen jetzt heftige Quer-
schüsse: Der ehemalige Inns-
brucker ÖVP-Chef, Klubob-
mann im Gemeinderat sowie 
aktuelle Landtagsabgeordne-
te Christoph Appler kritisiert 
das Unter-Druck-Setzen und 
Zwingen von Grundstücksbe-
sitzern. Er empört sich über 
„eine Teilenteignung und 
den Verkaufszwang“. Und 
er wisse nicht, warum in den 
1990er-Jahren dieses Gesetz 
beschlossen worden sei, „aber 
es hat gute Gründe, warum es 
noch nie angewendet wurde“.

„Bausperren überschießend“

Josef Geisler hält nichts von 
der pauschalen Kritik seines 
Parteikollegen. „Leider hat 
die Stadt Innsbruck in den 
vergangenen Jahren die In-
strumente für die Bauland-
mobilisierung nicht ange-
wendet. Dadurch entsteht 
jetzt der Eindruck, dass es 
überfallsartig geschieht.“ Als 
positiv bewertet der Lan-
deshauptmannstellvertreter, 
dass Bürgermeister Johan-
nes Anzengruber Gespräche 
mit den Grundeigentümern 
führen werde.

Als überschießend be-
zeichnet Geisler hingegen 
die verhängten Bausperren. 
„Die sind aus meiner Sicht 
nicht notwendig, zumal es 
bei einer Verbauung ja Be-
bauungspläne benötigt.“ 
Und über die Bebauungsbe-

scheide lasse sich vieles re-
geln – auch für den sozialen 
Wohnbau.

Baulandabgabe wird geprüft

Was die geplante Einführung 
einer Baulandmobilisierungs-
abgabe im Land betrifft, er-
folgt zurzeit eine Prüfung bzw. 
ein Austausch mit anderen 
Bundesländern. Hier gibt es 
ebenfalls Bedenken der ÖVP-
Bauern. „Wenn damit Bau-

land mobilisiert werden kann, 
wäre das durchaus positiv“, 
sagt Geisler. Der ÖVP-Politi-
ker bremst jedoch die Erwar-
tungshaltung: „Entscheidend 
ist jedoch, ob damit auch 
Grundflächen für leistbares 
Wohnen bzw. den geförder-
ten Wohnbau zur Verfügung 
gestellt werden.“ (pn)

Konflikt in ÖVP um 
soziales Bauland

Innsbrucker Landtagsabgeordneter Appler schießt 

gegen Vorbehaltsflächen in der Landeshauptstadt.

Christoph Appler/ÖVP 
(Landtagsabgeordneter)�

„Was diesem 
Dammbruch, einer 

Art Teilenteignung, 
noch alles folgen wird, 
lässt sich nicht sagen.“
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LHStv. Josef Geisler/ÖVP 
(Raumordnungsreferent)�

„ Leider hat Inns-
bruck die Instru-

mente in den vergan-
genen Jahren nicht 
genutzt.“
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Andrea Haselwanter-Schneider 
(Liste Fritz): Seit Monaten 
würden in den Häusern der Tirol 
Kliniken Operationen verscho-
ben, seit Monaten seien Betten 
gesperrt, kritisiert die Parteichefin 
der Liste Fritz. „Woche für Woche 
jagt eine schlechte Nachricht 
die nächste, doch ÖVP-Landes-
hauptmann Anton Mattle und 
ÖVP-Gesundheitslandesrätin Cor-
nelia Hagele scheint das nicht zu 
beunruhigen.“ Zudem benötige 
es endlich eine umfassende Stra-
tegie, wie Tirols Krankenhäuser 

zum Wohle der Patienten besser 
miteinander abgestimmt werden 
können. „Nicht jedes Spital 
kann alles anbieten. Es braucht 
eine klare Strategie, wo welche 
Leistungen erbracht werden und 

wie die Spitäler besser mit dem 
niedergelassenen Bereich koope-
rieren können.“ Eine Spitals-
Holding wäre ein Schritt in diese 
Richtung.

Patrick Haslwanter (FPÖ): Für 
den freiheitlichen Gesundheits-
sprecher gefährden die Sparplä-
ne der Tiroler Landesregierung 
die medizinische Versorgung. 
„Die aktuelle Einschränkung des 
Betriebs der urologischen Notfall-
Ambulanz ist nur die Spitze des 
Eisbergs.“

Reaktionen auf Versorgungskürzung

Haselwanter-Schneider fordert 

Spitalsholding.� Foto: Daniel Liebl

Von Peter Nindler

Innsbruck – 1,2 Milliarden 
Euro investiert das Land Tirol 
heuer in das Gesundheitswe-
sen. Ein Kostenfaktor ist der 
stationäre Bereich mit den 
drei Landeskrankenhäusern 
Innsbruck, Hall, Hochzirl/
Natters sowie den Bezirksspi-
tälern Reutte, Zams, Schwaz, 
St. Johann, Kufstein und  
Lienz. Aufgrund der Sparmaß-
nahmen im Land werden Kür-
zungen befürchtet. Bei den Ti-
rol Kliniken heuer 14 und 2026 
rund 40 Millionen Euro. 

Was die Bezirkskranken-
häuser betrifft, sind die Ge-
meinden finanziell ebenfalls 
am Limit. Doch gerade dort 
gibt es einen großen Rück-
stau in der Spitalsinfrastruk-
tur. Der Investitionsbedarf 
wird mit einer Milliarde Eu-
ro beziffert. Darin enthalten 
sind notwendige Sanierungs- 
und Erweiterungsmaßnah-
men, aber auch zusätzliche 
und neue Wünsche der peri-
pheren Spitäler, um ihr Ange-
bot weiterzuentwickeln.

Strukturplan wird diskutiert

Finanziell sind die Heraus-
forderungen enorm. Trotz-
dem: Alle Tiroler allgemeinen 
öffentlichen Krankenhäuser 
werden bestehen bleiben. 
Dieses Bekenntnis verlautet 
die schwarz-rote Landesre-
gierung auf Anfrage der TT. 
Über die Weiterentwicklung 
des Angebots vor Ort und die 
Ausstattung mit speziellen 
Behandlungen wird aktuell 
allerdings im „Regionalen 
Strukturplan Gesundheit“ 
beraten. Zudem gibt es lau-
fend Gespräche zwischen den 
Krankenhausverbänden und 

dem Land Tirol, wie die In-
vestitionen finanziell verträg-
lich und im Sinne der Patien-
ten getätigt werden können. 

Land trägt 50 % der Abgänge 

Die Landesregierung will an-
gesichts der leeren Kassen 
trotzdem keine Diskussion 
über die Gesundheitsversor-
gung in den Regionen und 
über die Bezirkskranken-
häuser aufkommen lassen. 
Zuletzt hat das Land die Un-
terstützung erhöht. Gesund-
heitslandesrätin Cornelia 
Hagele (VP) verhandelte eine 
Novelle des Tiroler Kranken-
anstaltsgesetzes und die „an-
teilige Betriebsabgangsde-
ckung“ aus. Seit 2024 gewährt 
das Land Tirol den Trägern 
der Bezirkskrankenhäuser 
Reutte, Lienz, St. Johann und 
Kufstein eine „Betriebsab-
gangsdeckung“ im Ausmaß 
von 50 Prozent. In Schwaz 

sind die Tirol Kliniken bereits 
mit 50 Prozent beteiligt, in 
Zams übernimmt das Land 
Tirol schon jetzt einen Groß-
teil des Abgangs.

Neben Investitionen nimmt 
das Land die Spitäler aber ge-
nau unter die Lupe, um Spar-
potenziale zu definieren. Die 
Erhöhung der Abgänge im 
Jahr 2023 auf 98,6 Millionen 
Euro – davon 84 Millionen 
bei den Landeskrankenhäu-
sern – resultiert bei den Tirol 
Kliniken vor allem aus dem 
Anstieg bei den Personalauf-
wendungen (+40,2 Mio. Euro) 
und den Aufwendungen für 
medizinische Verbrauchsgü-
ter wie Medikamente (+17,7 
Mio. Euro.). Darüber hinaus 
haben sich die Ausgaben u. a.   
für die Informationstechnolo-
gie und medizinische Fremd-
leistungen erhöht. Die Erträ-
ge stiegen hingegen nicht im 
gleichen Ausmaß.

Land gibt Garantie 
für alle Spitäler ab

Trotz Sparmaßnahmen will das Land keine Debatte 

über Spitals-Standorte aufkommen lassen.

Der Investitionsbedarf in den sechs Bezirkskrankenhäusern – auch in 

Schwaz – ist enorm.� Foto: Thomas Böhm

Südtirols Landeshauptmann Arno Kompatscher war vor der Landesver-

sammlung seiner Partei zuversichtlich. � Foto: LPA/Fabio Brucculeri

Vahrn – Gestern Abend hat die 
regierende Südtiroler Volks-
partei (SVP) die Weichen für 
die Zukunft der Autonomie 
im Land gestellt. Dabei wurde 
über den Verfassungsentwurf 
der römischen Regierung ab-
gestimmt. Der Ministerrat 
hatte in der Vorwoche den In-
halt gutgeheißen, am vergan-
genen Samstag übermittelte  
Regionenminister Roberto 
Calderoli dem Südtiroler Lan-
deshauptmann Arno Kom-
patscher den Gesetzestext. 
Die Landtage von Südtirol 
und dem Trentino haben ge-

mäß dem Autonomiestatus 
ihre Stellungnahmen dazu 
abgegeben. 

Der Spielraum für auto-
nome Gesetzgebung soll je-
denfalls ausgeweitet werden. 
Inhaltlich waren laut Me-
dienberichten zudem auch 
mehrere Zugeständnisse an 
die italienische Sprachgrup-
pe durchgesickert. So sollen 
zugewanderte italienische 
Staatsbürger künftig bereits 
nach zwei Jahren Ansässig-
keit an den Landtagswah-
len teilnehmen können, bis-
her waren es vier Jahre. In 

den Verhandlungen ging es 
um die Bereiche Urbanis-
tik, Bauwesen, Straßen, Per-
sonal, Handel, Energie und 
Umweltschutz.

Im Vorfeld der außeror-
dentlichen SVP-Landesver-
sammlung am Montag, bei 
der über die Autonomiere-
form abgestimmt wurde, hat-
ten sich Kompatscher und 
SVP-Obmann Dieter Steger 
positiv darüber geäußert.  
„Wir erhalten mehr Befug-
nisse. Die Durchführungs-
bestimmungen werden auf-
gewertet, unsere Autonomie 

wird stärker abgesichert“, 
betont Kompatscher. Zu-
dem enthalte die Reform ei-
ne „bessere innerstaatliche 
Absicherung gegen einseitig 
vorgenommene Abänderun-
gen“. Dennoch gab es auch 
kritische Stimmen in der SVP. 

Interessant ist, dass künf-
tig in der Verfassung von der 
Region „Trentino-Alto Adige/
Südtirol“ gesprochen wird 
und nicht nur von „Trenti-
no-Alto Adige“. Das bedeutet 
aber auch, dass „Alto Adige“ 
im Deutschen als Zusatz hin-
zukommt. (TT, pn)

„Südtirol“ jetzt auch in der Verfassung
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Die potenziellen Vorbehaltsflächen im Ausmaß von zehn Hektar wurden vorerst mit einer Bausperre belegt. � Foto: Rita Falk

Von Michael Domanig und�   
Peter Nindler

Innsbruck – Die geplante 
Ausweisung von Vorbehalts-
flächen für den geförderten 
Wohnbau in Innsbruck und 
die bereits beschlossene Bau-
sperre zur Absicherung der be-
troffenen Flächen sorgen wei-
ter für heftige Debatten. 

Für Anton Ruech, den neu-
en Berufsgruppensprecher 
der Bauträger in der Wirt-
schaftskammer, ist beson-
ders ein Aspekt wichtig: „Bei 
den Vorbehaltsflächen müs-
sen sowohl gemeinnützige 
als auch gewerbliche Bauträ-
ger das Grundstück erwerben 
und so zum Bau von bezahl-
barem Wohnraum beitragen 
können.“ Gemäß Gewerbe-
ordnung gebe es nur den ge-
werblichen Bauträger, der 
landläufig so genannte „Ge-
meinnützige“ „unterwirft sich 
nur dem Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetz“.

„Früher haben wir als ge-
werbliche Bauträger immer 
auch Projekte für die Ge-
meinden gebaut, wo der Ge-
meinnützige die Mietmodelle 
realisiert hat und wir das ge-
förderte Eigentumsprojekt“, 
sagt Ruech. Die Gemeinnüt-
zigen würden vom Land För-
derungen von 1950 Euro/m2 

erhalten, um den Mietbereich  
leistbarer zu machen. Beim 
gewerblichen Bauträger, mit 
Schwerpunkt auf Schaffung 
von Eigentum, bekämen die 
Käufer Förderungen in dersel-
ben Höhe pro Quadratmeter. 

Ruechs Fazit: „Mich stört, 
dass die Politik leistbares Woh-
nen nur mit gemeinnützigen 
Bauträgern gleichsetzt.“ Was 
die Vorgangsweise der Inns-
brucker Stadtführung angeht, 
hat Ruech gemischte Gefühle: 
„Wir sind nicht die Vertreter 
der Grundeigentümer, güns-
tigere Grundkosten sehen wir 
positiv.“ Bei Neuwidmungen 

sehe er kein Problem darin, 
dass es automatisch zur Rück-
widmung von Bauland in Frei-
land kommt, wenn die Vorbe-
haltsflächen nicht binnen zehn 
Jahren veräußert werden. 

Bei bereits gewidmetem 
Bauland ist Ruech hingegen 
sehr skeptisch, „ob ein so tief-
greifender Eingriff entschädi-
gungslos möglich ist“. Er gehe 
davon aus, „dass das die Ge-
richte entscheiden“. 

„Rechtssicherheit nötig“

Wichtig ist für Ruech, dass für 
Grundeigentümer und Bau-
träger, die den Grund erwer-
ben, Rechtssicherheit in Form 
konkreter Bebauungspläne 
besteht: Während bei Flä-
chenwidmungsplänen vieles 
unklar bleibe, lasse sich über 
den Bebauungsplan alles 
festlegen: von Geschoßanzahl 
und Nettonutzflächendichte 
bis zur Zahl der Wohnungen 
und dem geförderten Anteil. 

Planungsstadträtin Jani-
ne Bex (Grüne) kontert jetzt 
den Kritikern der Vorbehalts-
flächen wie dem ehemali-
gen Innsbrucker VP-Chef 
und nunmehrigen Land-
tagsabgeordneten Christoph 
Appler. Den Tadel der Bau-
sperre durch Landeshaupt-
mannstellvertreter Josef 
Geisler (VP) lässt sie genauso 

nicht gelten. Zum einen, er-
klärt Bex, sei Innsbruck vom 
Land verpflichtet worden, 
als Vorbehaltsgemeinde Vor-
rangflächen für den sozia-
len Wohnbau auszuweisen. 
„Doch diese Verpflichtung 
ist für uns mehr als nur eine 
gesetzliche Vorgabe – sie ist 
eine Chance, aktiv gegen die 
Wohnungsnot vorzugehen. 
Mit der Festlegung dieser Flä-
chen nutzen wir ein effektives 
Instrument, um ungenutz-
tes Bauland zu mobilisieren 
und leistbaren Wohnraum 
für die Innsbrucker Bevölke-
rung zu schaffen. Unser Ziel 
ist klar: Wohnen darf kein Lu-
xus sein. Wir setzen auf einen 
transparenten Dialog mit den 
Eigentümer:innen, um ge-
meinsam Lösungen für eine 
soziale und gerechte Stadt-
entwicklung zu finden.“

Bex kontert Kritikern

Die Bausperren sichern für 
Bex die Planungsziele ab 
und verhindern, dass durch 
Teilungen oder Vorgriffe 
die Umsetzung einer sozia-
len und zukunftsorientier-
ten Bodenpolitik unterlaufen  
werde. „Mit der Aufsichts-
behörde war dieser Schritt 
abgestimmt und als Absi-
cherungsmaßnahme emp-
fohlen“, betont sie.

„Bausperren waren mit der 
Aufsichtsbehörde abgestimmt“

Innsbrucks Planungsstadträtin Bex verteidigt Vorgangsweise bei den 

Vorbehaltsflächen. Gewerbliche Bauträger wollen darauf ebenfalls bauen.

Innsbruck – Geht es um die Fi-
nanzierung der Tiroler Spitäler 
oder um die Abgänge, kommt 
politisch immer wieder eine 
landesweite Spitalsholding ins 
Spiel. Zuletzt wurde das Be-
zirkskrankenhaus Hall 2011 
mit den Tirol Kliniken fusi-
oniert. Innsbruck, Hall und 
Hochzirl/Natters werden un-
ter einem Dach geführt, die 
Abgänge und Investitionen 
zahlt das Land. 

Die Spitäler St. Johann, Kuf-
stein, Reutte und Lienz un-
terstehen den Bezirkskran-
kenhausverbänden, seit dem 
Vorjahr finanziert das Land 50 
Prozent der Betriebsabgänge.  
In Schwaz sind die Tirol Kli-
niken mit 50 Prozent an der  
Betreibergesellschaft beteiligt, 
das Krankenhaus Zams gehört 
den Barmherzigen Schwes-
tern. Auf Grundlage eines 
langfristigen Vertrags über-
nimmt jedoch das Land fast 
ausschließlich das Defizit des  
Zammer Spitals.

2023 verzeichneten die Be-
zirkskrankenhäuser ein Mi-
nus von 14,5 Mio. Euro, die 
Landeskrankenhäuser ei-
nes von 84 Mio. Euro. In den 
nächsten zehn Jahren muss 
rund eine Milliarde Euro in 
die Infrastruktur der periphe-
ren Spitäler investiert werden. 
Angesichts der jetzt wieder 
aufgeflammten Diskussionen 
über die Spitalskosten spricht 
sich die Parteiobfrau der Lis-
te Fritz, Andrea Haselwanter-
Schneider, für eine Spitals-
holding aus. Auch unter den 
Bürgermeistern ist das in re-
gelmäßigen Abständen ein 
Thema.

„Nicht jedes Spital kann alles 
anbieten. Es braucht eine klare 
Strategie, wo welche Leistun-
gen erbracht werden und wie 
die Spitäler besser mit dem 
niedergelassenen Bereich ko-
operieren können. Eine Spi-
talsholding wäre ein Schritt in 
diese Richtung“, argumentiert 
Haselwanter-Schneider. Damit 
trifft sie jedoch einen wunden 

Punkt bei den Verbandsbürger-
meistern in den Regionen. „Sie 
stehen einer Holding wie in an-
deren Bundesländern skeptisch 
gegenüber, weil sie Einschnitte 
beim Angebot für die Patien-
tenversorgung fürchten“, be-
tont Gemeindeverbandspräsi-
dent Karl-Josef Schubert. Bestes 
Beispiel sei der Wunsch nach 
Herzkatheteruntersuchungen 
im St. Johanner Spital, wo ge-
bremst wird. Eine Kommission 
aus Vertretern von Bund, Land 
und Sozialversicherung prüft 
derzeit, ob der Großgeräteplan 
im Österreichischen Struktur-
plan Gesundheit angepasst 
werden soll.

Schubert sieht die Sache 
aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht pragmatisch. „Ich ha-
be nichts dagegen, wenn die 
Frage einer Holding geprüft 
wird. Schlussendlich geht es 
darum, was am Ende besser 
ist.“ Wenn eine Landeskran-
kenhausgesellschaft effizien-
ter, betriebswirtschaftlich und 
organisatorisch sinnvoller sei 
und die Gemeinden dadurch 
finanziell entlasten werden 
können, „ergibt es durchaus 
Sinn“. Diese Parameter müss-
ten allerdings erfüllt sein, an-
sonsten sollte die bestehende 
Eigentümerstruktur beibehal-
ten werden. (pn) 

Spitalsholding 
soll zumindest 
geprüft werden
Bürgermeister sind skeptisch, Gemeinde-

präsident Karl-Josef Schubert ist hingegen 

pragmatisch, was eine landesweite 

Spitalsholding in Tirol betrifft.

Karl-Josef Schubert 

(Gemeindeverbandspräsident)�

„ Schlussendlich geht 
es um die Frage, ob 

die Gemeinden finanzi-
ell und organisatorisch 
besser aussteigen.“
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Anton Ruech (Berufsgruppen-

sprecher Bauträger, WK Tirol)�

„Mich stört, dass 
die Politik leist-

bares Wohnen nur mit 
gemeinnützigen Bauträ-
gern gleichsetzt.“
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Bozen – Die vergangenen 
Jahre waren für den Südtiro-
ler Landeshauptmann Arno 
Kompatscher nicht nur ein 
politischer, sondern auch ein 
innerparteilicher Hürden-

lauf. Bei der Landtagswahl 
erreichte seine Südtiroler 
Volkspartei (SVP) nach hefti-
gen innerparteilichen Quere-
len nur 34,5 Prozent, danach 
schmiedete Kompatscher in 
seiner dritten Amtszeit eine 

Fünfer-Koalition auch mit 
den postfaschistischen Fra-
telli und der rechten Lega.

Erfolge waren für Kompat-
scher, der mit neuen Zugän-
gen Südtirol politisch moder-
nisiert hat – was ihm von den 
konservativen Kräften in der 
SVP als Stilbruch vorgeworfen 
wurde –, jedoch rar gesät. Viel-
mehr bläst ihm seit Jahren ein 
scharfer Wind entgegen.

Mit der ausverhandelten 
Reform des Autonomiesta-
tuts samt Wiederherstellung 
verloren gegangener Kompe-
tenzen konnte er jetzt aller-
dings in einer der wichtigsten 
Fragen Südtirols punkten. 
98,37 Prozent haben Mon-
tagabend bei der außeror-

dentlichen Landesversamm-
lung für den Pakt mit Rom 
gestimmt. Natürlich bleibt 
die Kritik, weil nicht alles er-
reicht wurde, doch das neue 
Autonomiegesetz festigt und 

entwickelt die Autonomie 
weiter. Sie wird weltweit als 
Vorbild für den Minderhei-
tenschutz bezeichnet.

Arno Kompatscher wird 
bei der Landtagswahl 2028 

nicht mehr kandidieren, 
doch die Autonomiereform 
wird immer mit seinem Na-
men verbunden bleiben. Was 
bedeutet das jetzt für die ver-
bleibenden Regierungsjahre 
Kompatschers?

Im nicht immer ganz ein-
fachen Verhältnis zur Regie-
rung in Rom hat der Süd-
tiroler Landeshauptmann 
Geschick bewiesen, wie es 
sein Vorgänger Altlandes-
hauptmann Luis Durnwalder 
jahrzehntelang perfekt vor-
exerziert hat. Kompatscher 
ist endgültig aus Durnwal-
ders langem Schatten getre-
ten und kann sicher unab-
hängiger und unantastbarer 
– auch in der SVP – regieren. 

Endgültig aus Durnwalders Schatten getreten
Mit der Autonomiereform ist dem Südtiroler Landeshauptmann Arno Kompatscher ein Befreiungsschlag gelungen.

Mit überwältigender Mehrheit von 98,37 Prozent hat die Landesversamm-

lung der Südtiroler Volkspartei die Autonomiereform abgesegnet. � Foto: SVP

Hintergrund
Von 

Peter Nindler 
peter.nindler@tt.com

Innsbruck – Die Abfahrver-
bote auf das niederrangige 
Straßenverkehrsnetz in der 
heurigen Sommersaison tre-
ten ab 18. April wieder in 
Kraft. Mit dieser Maßnahme 
soll verhindert werden, dass 
an Wochenenden und Feier-
tagen „Stauflüchtlinge“ die 
Straßen in Tirols Gemeinden 
verstopfen und dadurch die 
Versorgungssicherheit ge-
fährdet wird. Dafür wird mit 
522.000 Euro auch viel Geld 
in die Hand genommen.

Im Winter wurden 249.300 
Fahrzeuge zurückgewiesen. 
Am meisten waren es mit 
108.000 im Bezirk Reutte, ge-
folgt von Kufstein. (TT)

249.300 Pkw  
mussten 

umkehren

	 4	 Tirol	 Nummer 105 | Mittwoch, 16. April 2025

Gekennzeichneter Download (ID=3gNzPUqX3MRYq4cHo9R5-UA_TCsyFmJDZHEu7MebBXg)



Von Joe Wildanger

Steeg – Von wegen Schulglo-
cke, die gibt es hier nicht. Die 
Lehrerinnen haben Mühe, die 
Schüler der Volksschule Steeg 
in die Klasse zu bringen. Lie-
ber würden sie noch am Zaun 
stehen und die Küken beob-
achten, die vor wenigen Ta-
gen geschlüpft sind. Seit eini-
gen Wochen sind die Kinder 
beschäftigt, haben einen Stall 
gebaut, den Brutapparat auf-
gestellt, 21 Eier untersucht 
und an jedem Morgen Tem-
peratur und Luftfeuchtigkeit 
gemessen. Der Unterricht be-
ginnt aber nicht mit Rechnen. 
Besuch wird erwartet.

Ausnahmsweise schaut 
nicht Direktor Thomas Bischof 
vorbei, der neben der Natur-
parkschule Steeg noch die VS 
Bach und die VS Holzgau be-
treut. Heute kommt Berta, ei-
ne glückliche Henne, in die 
Schule und stellt sich vor. Sie 
spaziert durch die Klasse, pickt 
an den Hausschuhen von 
Peter, und nebenbei lernen 
die Schüler von den verschie-
denen Haltungsformen der 
Eier- und Mastindustrie, in der 
europaweit immer noch Lege-
hennen zusammengedrängt 
leben müssen. 

Anschließend wird experi-
mentiert. Luisa steht mit ei-
nem Bein frei auf zehn Eiern. 
Auch die Lehrerin Michaela 
Weißenbach wagt es: „Nicht 
zu glauben, dass nichts pas-
siert!“ Simon nimmt ein Ei 
aus dem Karton, tippt den 
Code in den Computer und 
stellt fest, dass dieses Ei aus 
Österreich stammt und die 
Henne in konventioneller 
Bodenhaltung lebt: Da tei-
len sich neun Hennen einen 
Quadratmeter.

Mit der Natur vertraut

Für die Hauptfächer Rech-
nen, Lesen und Schreiben 
bleibt an diesem Tag nicht 
mehr viel Zeit. In der Natur-

parkschule Steeg ist Natur-
kunde eben auch ein Haupt-
fach, das zeigen die vielen 
Bilder von Lehrausgängen 
und Projekten. Natur und 
Schule will man hier bewusst 
nicht trennen. 

Wandertage sind Naturtage 
und die Schüler fragen, wozu 
man auf der Alm ein Kraft-
futtersilo braucht und war-
um das Wasser vom Brunnen 
nicht getrunken werden darf. 
Sie genießen Käse und die 
goldgelbe Butter auf der Alpe 
Kaisers oder in Krabach, sie 
kennen die giftigste Pflanze 
Europas, den Blauen Eisen-
hut, und erkennen, welche 
Schlangen bei uns giftig sind. 
Maiglöckchen, Bärlauch und 

Herbstzeitlose zu unterschei-
den, ist für sie einfach. Aber 
von einer Naturparkschule 
erwartet man sich mehr, etwa 
gesund, fit in und mit der 
Natur zu leben. Das heißt in 
Steeg auch, dass alle Schüler 
Ski fahren und schwimmen 
können. 

Mit der Natur vertraut

Und wie steht es nun wirk-
lich mit Rechnen, Lesen und 
Schreiben? Auch diesen Ver-
gleich mit anderen Schulen 
besteht die Schule mit Bra-
vour. Vielleicht deshalb, weil 
die Schüler die Natur an der 
Hand nehmen und mit ihr 
lernen, begreifen und ver-
stehen. Dazu braucht es kein 
pädagogisches Qualitäts-
management, nur fröhliche 
Kinder, verständnisvolle El-
tern, einen wertschätzenden 
Schulerhalter und natürlich 
die Lehrerinnen. 

Neben Weißenbach, die 
sich jetzt in den Ferien um 
die Küken kümmert, un-
terrichten noch Manuela 
Schlichtherle und Verena 
Falger. Sie seien glücklich, in 
einer Naturparkschule unter-
richten zu können. „Nicht der 
Schulkalender, die Natur gibt 
den Rhythmus vor.“

Henne Berta schart 
die Schüler um sich

In der Naturparkschule Steeg haben die Schüler einen Stall gebaut, 
balancieren auf Eiern und lernen von Henne Berta viel über die Natur.

Silz – Gut 180 Züge donnern 
täglich teilweise mit 160 km/h 
mitten durch die Gemeinde 
Silz. Seit 1988 fordern Anrai-
ner einen entsprechenden 
Lärmschutz. Die Lärmmes-
sungen der ÖBB ergaben eine 
Überschreitung der Grenz-
werte um 15 Dezibel. Land 
Tirol und ÖBB haben des-
halb ein Lärmschutzprojekt 
ausgearbeitet. Und dennoch 
bleibt es dabei: Der Gemein-
derat entschied sich am Frei-
tag in geheimer Abstimmung 
mit 9:6 Stimmen dagegen.

„Die Abstimmung verlief 
sehr ruhig“, sagt Bürgermeis-
ter Helmut Dablander. Es 
gebe eben viele Befürworter 
und Gegner des Projekts. Er 
selbst gibt an, dass der Bahn-
damm selbst schon 1,5 Me-
ter hoch sei, darüber würde 
noch eine 2,5 Meter hohe 
Betonwand kommen. Es war 
nicht das erste Mal, dass sich 
der Silzer Gemeinderat gegen 
den Lärmschutz aussprach. 

Das Projekt sei „schiach“, 
heißt es von den einen, an-
dere befürchten eine Teilung 
des Dorfes durch die Wand. 
Was Anrainer-Sprecher Ste-
fan Gufler nicht gelten lässt: 
„Es ist nicht die Wand, die das 
Dorf teilen würde, sondern 
die vorhandene Bahnstre-
cke.“ Wieder andere werfen 
den Befürwortern vor, einst 
„günstige Baugrundstücke 
an der Bahn“ erstanden zu 

haben. Und dann gibt es die 
Befürchtung, dass die erste 
Reihe entlastet, der Lärm 
aber in den hinteren Reihen 
umso größer werden könnte – 
auch wenn das von den ÖBB 
in Abrede gestellt wird.

Anrainer enttäuscht

Als „absurd“, „erschreckend“ 
und „erschütternd“ bezeich-
net Stefan Gufler die nega-
tive Abstimmung im Silzer 
Gemeinderat. „Die Gemein-
de hat doch eine Fürsorge-
pflicht“, sagt der Sprecher 
der Anrainer. „Schade“, er-
klärt Vizebürgermeister Peter 
Föger, der sich für das Projekt 
aussprach. Als erledigt sieht 
er den Lärmschutz aber nicht 
an: „Früher oder später wird 
die Gemeinde ihn machen 
müssen. Die Frage ist nur, ob 
dann die ÖBB und das Land 
noch so dahinterstehen.“

„Ein Drama“, kommen-
tiert Markus Sint von der Lis-
te Fritz, der sich seit Jahren 
für die Anliegen der lärmge-
plagten Anrainer einsetzt. 
Jahrelang hätten Gutachten 
die Notwendigkeit des Lärm-
schutzes unterstrichen. „Es 
gab kein Argument der Geg-
ner, das gehalten hat.“ Auch 
SP-Bundesrat Daniel Schmid 
bedauert die Entscheidung.

Bei den ÖBB wird der Be-
schluss des Silzer Gemeinde-
rates erstaunt zur Kenntnis 
genommen. (pascal)

Silz lehnt
geforderten 

Lärmschutz ab 
ÖBB und Land haben ein Projekt 
für die Anrainer ausgearbeitet. 

Doch der Gemeinderat Silz 
stimmte 9:6 gegen das Vorhaben.

Die Liste Fritz setzt sich seit Jahren für die Betroffenen ein. „Gesundheit 

hat oberste Priorität“, meint Anrainer-Sprecher Stefan Gufler. � Foto: Parth

Wörgl – Es geht um die Kern-
kompetenz, wie Volksschul-
direktor Reinhard Angerer 
hervorstreicht. Lesen ist die 
Voraussetzung für Bildung 
und Integration. Daher be-
grüßen er und Volksschul
direktorin Claudia Göhly die 
Unterstützung durch das 
Projekt „Leselust“ seitens des 
Rotary Clubs Wörgl-Brixen-
tal. Der Serviceclub stellt den 
SchülerInnen und Schülern 
der beiden Volksschulen in 
Wörgl 241 Bücher zur Ver-
fügung, den PädagogInnen 
13 Lehr-Unterlagen für den 
Unterricht. 

„Gerade in Zeiten des di-
gitalen Medienkonsums ist 
es pädagogisch wichtig, dass 
die Kinder auch eine enge 
Beziehung zum gedruckten 
Buch aufbauen“, sind sich 
die Pädagogen einig. Die 
Schulbibliothekarin Elisabeth 
Schwaighofer-Atzl erlebt oft, 
„wie fasziniert die Kinder von 
Büchern sein können“.

100 zweisprachige Bücher

Diese Faszination will auch 
die öffentliche Bücherei im 
Tagungshaus der Erzdiözese 
Salzburg in Wörgl wecken. 
Daher unterstützen die Rota-

rier auch diese Einrichtung, 
wie Präsident Martin Salcher 
erklärt. Der Club stellt  100 
zweisprachige Bücher zur 
Verfügung und fördert 70 
Gutscheine für kostenlose 
Schüler-Abos in der Bib-
liothek. Damit, so hofft die 

Bibliotheksleiterin Manuela 
Atzl, wird die Schwelle für die 
Kinder kleiner. 

Für mehr Chancengleichheit

Präsident Martin Salcher er-
klärt zur Initiative „Leselust“, 
die heuer gestartet wurde und 
kommendes Jahr evaluiert 
wird: „Wir wollen damit ein 
Zeichen für Chancengleich-
heit und Bildungsgerech-
tigkeit setzen. Gemeinsam 
können wir daran arbeiten, 
jungen Leserinnen und Le-
sern die Welt der Bücher 
näherzubringen – für eine 
starke Zukunft.“ (wo)

Rotarier wecken den Hunger auf Bücher

Die Kinder der Volksschule und Elisabeth Schwaighofer-Atzl freuen sich 

über die Bücher.� Foto: Schwaighofer-Atzl

Um als „Naturparkschule“ zu 
gelten, muss die Schule in erster 
Linie in einer Naturpark-Gemeinde 
liegen. Eine „Naturparkschule“ 
soll laut Bildungsdirektion eine 
intensive Kooperation mit dem 
Naturpark eingehen.

Österreichweit gibt es 130 
Naturparkschulen, darunter 
Volksschulen, Neue Mittelschulen, 

Landwirtschaftliche Berufs- und 
Fachschulen, eine Allgemeine 
Sonderschule sowie 57 Naturpark-
Kindergärten bzw. -horte.

In Tirol haben 21 Schulen und 
9 Kindergärten in den Naturpar-
ken Zillertaler Alpen, Karwen-
del, Kaunergrat, Ötztal und Tiroler 
Lech das Prädikat „Naturpark-
schule“.

Infos zu den Naturparkschulen

Martin Salcher 

(Rotary Club)�

„Wir wollen damit 
ein Zeichen für 

Chancengleichheit und 
Bildungsgerechtigkeit 
setzen.“

Die Kinder schauen zu Berta auf. Was ist noch spannender als Eierpecken? Auf den Eiern balancieren, ohne dass die Schale bricht.� Fotos: Wildanger, Naturparkschule
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Von Jasmine Hrdina

Innsbruck – Die Primärver-
sorgungseinheiten sollen es 
richten und den Mangel an 
KassenärztInnen im nieder-
gelassenen Bereich ausglei-
chen. Bisher gibt es in Tirol 
nur zwei solche, in Innsbruck 
und Telfs. Zu wenige Medizi-
nerInnen können sich offen-
bar dafür begeistern. Doch es 
gibt noch andere Möglichkei-
ten einer kollegialen Gesund-
heitsversorgung. Im Inns-
brucker O-Dorf verklingt der 
Jammer über Wartezeiten und 
weit entfernte Termine jeden-
falls. Die Praxisgemeinschaft 
O-Dorf bietet Audienz beim 
Hausarzt gleich an fünf Wo-
chentagen vormittags, viermal 

zusätzlich nachmittags bis 
halb sieben. Und es werden 
sogar neue PatientInnen auf-
genommen. Noch zumindest.

Eine Person alleine könnte 
diese Ordinationszeiten nicht 
abdecken. Vier Allgemeinme-
dizinerInnen teilen sich in der 
Gemeinschaftspraxis in der 
Schützenstraße 60 zwei volle 
Kassenstellen. Ein Modell, das 
es künftig sicher öfter geben 
wird, sind sich zwei der Ärz-
tInnen, Gerda Görig und An-
na Marczak, sicher. „Man teilt 
sich nicht nur die Kosten, son-
dern auch die Verantwortung. 
Das ist leichter zu tragen“, sagt 
Görig. Bisher ist das Modell in 
Tirol rar. Dabei bietet es Vor-
teile für MedizinerInnen und 
PatientInnen gleichermaßen.

Zeit für Kinder und mehr

Für Gerda Görig ist die Teilzeit
option als Mutter ideal. Verlo-
ckend war für die 43-Jährige 
vor allem aber die Arbeitsge-
meinschaft. „Ich will kein Ein-
zelkämpfer sein. Wenn man in 
einem Kollegenkreis arbeiten 
will, ist die einzige Alternative 
das Krankenhaus.“ Keine Op-

tion für die geborene Wiene-
rin. „Je nach Position ist man 
dort lebenslänglich mit Nacht- 
und Wochenenddiensten be-
fasst. Das geht irgendwann an 
die Substanz, und auch soziale 
Aspekte spielen eine Rolle.“

Kollegin Anna Marczak be-
grüßt andere Vorzüge: Die 
36-Jährige bringt ihr Fachwis-
sen in einem zweiten Job bei 
Blutspendeaktionen des Roten 
Kreuzes ein. „Wenn jemand 
von uns ausfällt, ist es einfa-
cher, weil wir uns gegenseitig 
intern vertreten können“, zeigt 
die Wahl-Tirolerin aus Polen 
auf. Die Wochenend- und Fei-
ertagsdienste teilen sich die 
vier. Berechnet auf zwei Ver-
tragsstellen trifft es jede/n so-
mit etwa alle sechs Wochen.

Was springt für PatientInnen 
raus? Die haben nicht nur zeit-
lich einen flexibleren Rahmen, 
sondern profitieren auch vom 
Schwarmwissen. „Es ist ja nie 

so, dass jeder Arzt alles kann. 
Jeder hat seine Schwerpunk-
te“, erklärt Marczak. Beim 
„Schichtwechsel“, im Pausen-
raum mit einer Tasse Kaffee 
oder beim Mittagessen tau-
schen sich die vier ÄrztInnen 
naturgemäß über Behand-
lungsmöglichkeiten aus.

Wer ist dann der „Hausarzt“ 
oder die „Hausärztin“? Es er-
gibt Sinn, dass PatientInnen 
immer denselben bzw. die-
selbe MedizinerIn aufsuchen. 
„Zumindest für Angelegenhei-
ten, die planbar sind“, so Görig. 
Impfungen, Vorsorgeunter-
suchungen, Kontrolltermine. 
Immerhin kennt der- oder die-
jenige auch die Kranken-
geschichte des Schützlings. 
„Wenn es akut ist, besteht na-
türlich die Möglichkeit, zu den 
KollegInnen zu kommen.“

Eine Primärversorgungs-
einheit war für sie keine Opti-
on. Zu eng sei das Korsett aus 

Vorgaben, die es zu erfüllen 
gilt, zu wenig Verbundenheit 
gäbe es mit den individuellen 
PatientInnen.  Der „Gründer“ 
des Standorts, Doktor Wolf-
gang Hofer, verfolgte uner-
müdlich seit 2016 den Plan, 
seine Ordination auszubau-
en, um eine kollegiale Zusam-
menarbeit zu ermöglichen.

Nachdem Räumlichkeiten 
im Parterre des Wohnblocks 
frei wurden und sich Hofer 
mit der Innsbrucker Immobi-
liengesellschaft vertraglich ei-
nigen konnte, griff man zum 
Vorschlaghammer. Am 1. Juli 
2024 wurde die neue Praxis 
mit vier Behandlungs-, Thera-
pieräumen, Labor und mehre-
ren Bereichen für Liegen und 
Sitze eröffnet. Drei Assisten-
tInnen in Teilzeit, eine Ver-
tretungsärztin und ein/e Me-
dizinstudentIn komplettieren 
das Team, die Reinigung über-
nimmt eine Firma. Doktor 

Hofer tritt zurzeit aus gesund-
heitlichen Gründen kürzer.

Wer hat in einer Gemein-
schaftspraxis das Sagen? Ja, 
da sind wir auch schon beim 
Nachteil der geteilten Arbeits-
stätte: So einfach ist das mit 
dem Konsens bei vier Betei-
ligten nämlich nicht. Egal, 
worum es geht, das Gespräch 
läuft unter vier Leuten. Das 
ist natürlich aufwändiger. 
„Aber es kann auch ein Vor-
teil sein. Wenn man alleine 
entscheidet, kommt man oft 
darauf, dass etwas keine gu-
te Entscheidung war. Und so 
äußert vielleicht schon vorher 
jemand Bedenken oder sieht 
Dinge anders“, sagt Marczak. 
Das komme vor, und Doktor 

Hofer kann auf den größten 
Schatz an (Lebens-)Erfahrung 
zurückgreifen. „Senioritäts-
prinzip“, lacht Görig. „Sein 
Wort hat natürlich schon et-
was mehr Gewicht.“ Marczak 
fährt fort: „Es ist nicht so, dass 
er mehr zu sagen hat. Aber wir 
profitieren von seiner Erfah-
rung und vertrauen ihm.“

Problem mit der Deckelung

Geteilte Kassenstelle heißt 
geteilte Einnahmen. Längere 
Öffnungszeiten bringen viel-
leicht mehr PatientInnen, der 
Verdienst steigt aber nicht 
exponentiell. Nach einer be-
stimmten Anzahl an Behand-
lungen zahlen die Kassen für 
dieselbe Leistung weniger. 
Diese Deckelung treffe „früher 
oder später jede Kassenstelle“, 
meint Görig. Marczak war als 
Vertretungsärztin umtriebig 
und weiß, in manch einer Pra-
xis werden neue PatientInnen 
weggeschickt, zeichnet sich 
die Deckelung ab. Primär, be-
tont Grödig, sei es eine Frage 
der Kapazität. Mehr arbeiten 
wäre immer gefragt. „Aber 
irgendwann ist man voll.“

Ein Team verarztet das O-Dorf
Die Ärztinnen Gerda Görig und Anna Marczak geben Einblicke, wie sich ihr vierköpfiges 
Team zwei Kassenstellen in einer Praxis teilt. Das Modell der Zukunft, sind sie überzeugt.

Anna Marczak und Gerda Görig sind zwei von vier MedizinerInnen in der Praxisgemeinschaft O-Dorf. Foto: TT/ Springer

1,10 Euro pro halber Stunde sind 

künftig in Innsbruck fällig.�Foto: Domanig

Innsbruck – Im März hat der 
Innsbrucker Gemeinderat 
nach heftigen Diskussionen 
die Erhöhung der Parkgebüh-
ren von einem Euro pro hal-
ber Stunde auf 1,10 Euro be-
schlossen – am Dienstag, 22. 
April, tritt die Erhöhung nun 
in Kraft. Diese gilt sowohl 
in den gebührenpflichtigen 
Kurzparkzonen (90 bzw. 180 
min) als auch in den gebüh-
renpflichtigen Parkstraßen, 
den „Grünen Zonen“.

Die Parkscheinautomaten in 
den betroffenen Zonen – dort 
ist übrigens nur Barzahlung 
in Münzen möglich, wobei 
die Automaten nicht wech-
seln – werden ab 22. April auf 
die neue Gebühr umgestellt. 
Auch die Anbieter des Handy
parkens verrechnen ab die-
sem Datum den neuen Tarif. 
In 90-Minuten-Zonen sind für 
die volle Parkdauer dann also 
3,30 Euro fällig,  in den 180-Mi-
nuten-Zonen 6,60 Euro.

In den Parkstraßen gibt es 
weiterhin eine Deckelung: Für 
ganztägiges Parken sind dort 
künftig neun Euro zu berap-
pen, derzeit liegt der Tages-
höchstbetrag bei acht Euro.  

Die Stadtführung argumen-
tiert die Erhöhung mit dem 
Klimaschutz und einer „ge-
rechteren Verteilung“ des öf-
fentlichen Raums und sieht 
einen Anstoß, auf Öffis oder 
das Fahrrad umzusteigen. 
Zugleich nütze man den ge-
setzlich möglichen Spielraum 
in „budgetär herausfordern-
den Zeiten“. (TT)

Parken ab 
22. April 

teurer

In Zirl: Walter Kurz, 78 Jahre.  

In Grinzens: Hildegard Schröck, 

geb. Steiner, 70 Jahre.  

In Innsbruck: Anna Eller, „Manuel 

Nanne“, 84 Jahre.  

In Rinn: Anneliese Gritsch-Gufler, 

geb. Anfang, 68 Jahre.  

In Absam: Irmgard Schneider, 

geb. Walch, 85 Jahre.  

In Zell am Ziller: Ferdinand Fank-

hauser, „Breier Ferdl“, 81 Jahre. 

In St. Veit in Defereggen: Paul 

Obkircher, vlg. Paulilis,  

92 Jahre. 

Todesfälle

Innsbruck – „Berufung ist im-
mer etwas, das wächst und 
nicht vom Himmel fällt“, sagt 
Abt Leopold Baumberger. Er 
ist seiner Berufung gefolgt 
– aber nicht, ohne auch mit 
der Entscheidung, Priester 
zu werden, zu ringen. Im Ge-
spräch mit Marianne Hengl 
erzählt er von seinem un-
gewöhnlichen Lebensweg, 
der ihn aus der Apotheke 
ins Stift Wilten führte. Zu se-
hen ist die neue Folge der 
„Lichtblicke & Wegweiser“ 
morgen ab 18 Uhr auf tt.com

Leopold Baumberger stu-
dierte erst einmal Pharmazie 
in Graz, arbeitete als Apothe-
ker. Der Gedanke, Priester zu 
werden, sei schon länger da 
gewesen. „Aber zur Matura-
zeit war das noch nicht ganz 
ausgereift.“ Gegen Ende des 
Studiums sei der Gedanke 

wieder aufgetaucht und er 
trat ins Priesterseminar in 
Linz ein. Zum Theologiestu-
dium kam er dann nach Inns-

bruck, wo er im Stift Wilten 
„hängengeblieben“ ist.

Für Abt Leopold ist der 
Kontakt zu den Menschen 

außerhalb der Klostermauern 
sehr wichtig. In der Hektik 
des Alltags sei es wichtig, klei-
ne Inseln der Ruhe zu schaf-
fen, in denen sich Menschen 
wieder spüren können. Und 
er erklärt, wie wichtig Au-
thentizität ist: „Was echt ist, 
hat Strahlkraft. Was künstlich 
ist, verliert an Wirkung.“

In einer Zeit, in der Macht, 
Lautstärke und Ego dominie-
ren, spricht er mit Marianne 
Hengl auch über Demut als 
kraftvolle Haltung. Für ihn ist 
sie nichts Geringes, sondern 
ein Zeichen echter Stärke. 
Demut bedeutet für ihn, auf 
Augenhöhe zu begegnen, 
zuzuhören, zu dienen. Man 
dürfe Menschen nicht in ei-
ne Richtung ziehen oder 
schieben. „Man muss mit den 
Menschen unterwegs sein, sie 
nicht drängen.“ (smo)

„Was echt ist, hat Strahlkraft“
Abt Leopold ist zu Gast bei „Lichtblicke & Wegweiser“ mit Marianne Hengl.

Marianne Hengl hat Abt Leopold in der Bibliothek des Stifts Wilten in 

Innsbruck zum Gespräch getroffen. � Foto: RollOn Austria

Gerda Görig 

(Allgemeinmedizinerin)�

„Man teilt sich 
nicht nur die Kos­

ten, sondern auch die 
Verantwortung. Das ist 
leichter zu tragen.“

Anna Marczak 

(Allgemeinmedizinerin)�

„ Es ist ja nie so, 
dass ein Arzt alles 

kann. Jeder hat seine 
Schwerpunkte.“
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Wer schaut auf die Kinder und was darf es kosten? – Das Pilotprojekt der 

Landesregierung ist für die Opposition „Kinderbetreuung light“. � Foto: iStock

Innsbruck –  Aus Sicht der 
schwarz-roten Landesregie-
rung soll es eine Art Pionier-
projekt für ganz Österreich 
werden. Sechs Regionen sol-
len ab Herbst das vorleben, 
was tirolweit mit Start des 
Kindergartenjahres 2026/27 
aufs ganze Land ausgerollt 
werden soll: ein flächende-
ckendes Angebot an ganzjäh-

riger und ganztägiger Kinder-
betreuung ab dem zweiten 
Geburtstag. Das Projekt soll 
in Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden umgesetzt wer-
den. Zu diesem Plan gehört 
auch eine Harmonisierung 
der Eltern- und Gemeinde-
beiträge. Für Familien soll 
es künftig finanziell mög-
lichst keine Rolle spielen, ob 
ein Kind einen Kindergarten, 
eine Kinderkrippe oder einen 
Hort besucht. 

Und genau hier spießt es 
sich für die Liste Fritz: „Ak-
tuell ist das ein kaum durch-
schaubarer Tarifdschungel. 
Wie teuer ein Platz ist, hängt 
davon ab, in welcher Ge-
meinde man wohnt. Dort, wo 
es bis dato gratis war, könnte 
es durch die Harmonisierung 

passieren, dass es für Eltern 
plötzlich teuer wird“, sagt 
Obfrau Andrea Haselwanter-
Schneider bei einer Presse
konferenz in Innsbruck. 
Ähnlich verhält es sich mit 
Kinderkrippen, die mehrheit-
lich sogar teurer sind als Kin-
dergärten, so die Kritik der 
Liste Fritz. Es brauche drin-
gend eine soziale Staffelung 
der Tarife.

Finanzierung sicherstellen

Die Gemeinden bei ihrem 
Versorgungsauftrag verstärkt 
in die Pflicht zu nehmen, sei 
richtig, angesichts „klam-
mer Kassen und Sparzwang“  
brauche es aber dringend 
eine fixe Finanzierungs
zusage seitens des Landes für 
die BürgermeisterInnen. Man 
müsse Gemeinden zudem  
fusionieren, wenn es um Kin-
derbetreuung geht. Zu wenig 
angegangen werde auch der 
akute Mangel an Elementar-
pädagogInnen: „Werbekam-
pagnen alleine werden es 
nicht richten“, sagt die Land-
tagsabgeordnete. 

Ähnlich wie bei der Pflege 
gebe es auch hier Proble-
me wegen neuer und alter 
Gehaltssysteme: „Da gibt es 
Verträge mit fünf Wochen, 
andere mit zwölf. Das führt 
dazu, dass Gemeinden un-
tereinander in Konkurrenz 
stehen, wenn es um Perso-
nal geht“, so Haselwanter-
Schneider. Insgesamt ortet 
die Oppositionspartei keine 
echten Fortschritte: „Das An-
gebot an Kinderbetreuung 
entspricht nicht der Lebens-
realität von Tiroler Familien“, 
so Haselwanter-Schneider. 

Ein „Schlechtreden eines 
zukunftsorientierten Sys-
tems“ ortet indes ÖVP-Fami-
liensprecher Florian Riedl in 
der Attacke der Oppositions
partei. (lipi)

Liste Fritz ortet 
Mogelpackung 

für Familien 
Für die schwarz-rote Landesregierung 

sind die geplanten Pilotregionen für 

Kinderbetreuung samt Harmonisierung 

der Elternbeiträge fix. Schwere Zweifel 

an der Umsetzung hat die Liste Fritz.  

Andrea Haselwanter-Schneider 

(Obfrau Liste Fritz)�

„Ohne Finanzie-
rungszusage vom 

Land für die Gemeinden 
werden viele Eltern die 
Verlierer sein.“
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Von Peter Nindler

Innsbruck – Die Landes-
verwaltung und die 277 Ge-
meinden bzw. Städte sind 
der größte Arbeitgeber im 
Land. 14.500 Menschen 
sind im Land, in den Mu-
sikschulen, am Landesver-
waltungsgericht und in den 
Gemeindestuben beschäf-
tigt. Die Arbeitswelt hat sich 
im öffentlichen Dienst eben-
falls verändert, deshalb passt 
die schwarz-rote Landesre-
gierung die Verhaltensre-
geln und Umgangsformen 
an. Vorrangig geht es um das 
Disziplinarrecht, an erster 
Stelle stehen jedoch die Be-
wusstseinsbildung und ein 
gutes Miteinander. Die Be-
diensteten sollen sich res-
pektvoll begegnen.

Respektvolles Miteinander

Das Land will damit nicht 
auf konkrete Vorkommnisse 
reagieren, vielmehr sensibi-
lisieren, wie gegenüber der 
TT betont wird. Denn der-
zeit enthält weder das Lan-
desbedienstetengesetz noch 
das Landesbeamtengesetz 
eine ausdrückliche Regelung, 
welche die Art und Weise 
des Umgangs von Bediens-
teten miteinander bzw. den 
allgemeinen „Betriebsfrie-
den“ zum Inhalt hat. Gene-
rell wird mit dem Schutz der 
Beamtenschaft argumentiert. 
Mobbing, also die absichtli-
chen, gezielten und wieder-
holten Angriffe auf Personen 
oder Gruppen mit dem Ziel, 
die Opfer sozial auszugren-
zen oder zu isolieren, soll ver-
hindert werden.

Um Mobbing künftig ziel-
sicher und schnell unterbin-
den und ahnden zu können, 
um die Informiertheit sowie 
Bewusstseinsbildung un-
ter den Bediensteten zum 
Thema Mobbing zu fördern, 
wird das Verbot verankert. 
Und gleichzeitig gegenüber 
den Mitarbeitern klargestellt, 
dass es sich bei einem der-
artigen Verhalten um eine 

Dienstpflichtverletzung han-
delt, weshalb die neue Be-
stimmung eine eindeutig for-
mulierte Verpflichtung der 
Bediensteten zum achtungs- 
und respektvollen Umgang 
miteinander vorsieht.

Entsprechend dieser Vor-
gabe heißt es dazu in der 
Gesetzesnovelle: „Der Ver-
tragsbedienstete hat seinen 
Vorgesetzten, Mitarbeitern 
und Kollegen mit Achtung zu 
begegnen und zu einem gu-
ten Funktionieren der dienst-
lichen Zusammenarbeit bei-
zutragen. Er hat im Umgang 
mit seinen Vorgesetzten, 
Mitarbeitern und Kollegen 
Verhaltensweisen oder das 

Schaffen von Arbeitsbedin-
gungen zu unterlassen, die 
deren menschliche Würde 
verletzen oder dies bezwe-
cken oder sonst diskrimi-
nierend sind.“ Ein gutes Ar-
beitsklima sei wesentlicher 
Bestandteil einer erfolgrei-
chen Mobbingprävention, 
empfehlen auch Experten.

Im Bundesdienst gibt es be-
reits seit 2009 ein Mobbing-
verbot, Land Tirol und die 
Gemeinden ziehen mit eini-
ger Verspätung nach. 

Strengeres Disziplinarrecht

Gleichzeitig fasst das Land 
das Disziplinarrecht enger: 
Analog zur Suspendierung 
erfolgt nun auch bei der vor-
läufigen Suspendierung eine 
Kürzung des Monatsbezugs 
um ein Drittel. Weiters soll 
die Möglichkeit geschaffen 
werden, einen Beamten im 
Fall eines anhängigen Diszi-
plinarverfahrens auch ohne 
seine Zustimmung über den 
Zeitraum von 90 Tagen hi-
naus dienstzuzuteilen, weil 
die Dienstzuteilung ein 

gelinderes Mittel im Vergleich 
zur Versetzung darstellt.

Finanziell gibt es darüber 
hinaus Änderungen: Verhängt 
eine Disziplinarkommission 
Geldbußen und Geldstrafen, 
können diese nach einer Be-
willigung in bis zu 36 Raten  
gezahlt werden. Mit der He-
rabsetzung auf höchstens 24 
Ratenzahlungen wird der Zeit-
raum für die Bezahlung der 
Strafe auf zwei Jahre verkürzt.

Rund fünf bis zehn Diszipli-
narverfahren werden jährlich 
in der Tiroler Landesverwal-
tung eingeleitet.

Zum Schutz der Beamten 
kommt ein Mobbing-Verbot

Umgangsformen im Landes- und Gemeindedienst sollen noch bewusster 

gemacht werden. Disziplinarrecht wird deshalb deutlich verschärft.

Laut einer Umfrage waren 36,1 Prozent der österreichischen Bevölkerung zwischen 18 und 65 Jahren bereits 

Opfer von Mobbing. Viele davon am Arbeitsplatz.� Foto: iStock

Politik in Kürze

J etzt geht der Ministerrei-
gen in Tirol so richtig los:  

und natürlich die Antrittsbe-
suche der Mitglieder der tür-
kis-rot-pinken Bundesregie-
rung bei Landeshauptmann 
Anton Mattle (VP). Das ist so 
üblich. Frauen- und Wissen-
schaftsministerin Eva-Maria 

Holzleitner (SPÖ) machte 
vor zwei Wochen beim Spa-
tenstich für das neue Haus 
der Physik den Anfang. Heu-
te folgt ÖVP-Tourismus- und 
Energiestaatssekretärin Eli-

sabeth Zehetner. Am 29. Ap-
ril sind dann alle Blicke im 
Transitland Tirol auf Infra-
strukturminister Peter Han-

ke (SPÖ) gerichtet. 
Die Fortschritte beim 

Bau des Brennerbasistun-
nels und natürlich ein Aus-

tausch mit Anton Mattle so-
wie Verkehrslandesrat René 

Zumtobel (SPÖ) über die 
Transitmaßnahmen in Ti-
rol sowie die Klage Italiens 

vor dem Europäischen Ge-
richtshof stehen auf seiner 
Agenda.

Am 2. Mai wird es dann 
zünftiger: zumindest am 

Abend. Zur offiziellen Er-
öffnung des traditionellen 
Gauder Fests im Zillertal ha-
ben sich nämlich Bundes-
kanzler Christian Stocker 

(VP) und Staatssekretär Ale-

xander Pröll (VP) angesagt.
Davor gibt es ein Ge-

spräch mit Landeshaupt-
mann Anton Mattle. Zwi-
schen Tirol und der neuen 
Bundesregierung gibt es 
naturgemäß viel zu bereden 
– aktuell vor allem über die 
klammen öffentlichen Kas-
sen. Die geplante Föderalis-
musreform dürfte ebenfalls 
Thema sein wie auch eine 
mögliche Steuerautono-
mie für die Bundesländer. 
Tirol pocht seit Jahren auf 
eine gewisse Steuerautono-
mie. (pn)

Antrittsbesuch in Tirol mit Gauder Fest

Beim Gauder Fest wird sich Kanzler Stocker (l.) wohl zünftiger präsentieren. 

Verkehrsminister Hanke ist am 29. April in Tirol.� Fotos: APA/Schlager, Techt

Land Tirol

„Mit der Übernahme 
der bundesrecht-

lichen Regelung soll auch 
für das Landesdienst-
recht ein ausdrückliches 
Mobbingverbot geschaf-
fen werden.“

2,1 Millionen Erwachse-

ne betroffen: Laut einer 
Studie sind in Österreich 
2,1 Millionen Erwachsene 
schon einmal von Mobbing 
betroffen gewesen. Mobbing-
Erlebnisse können physische 
und psychische Folgen haben 
– jeder Zweite beklagt  etwa 
Depressionen.

Mobbing
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Von Max Strozzi

Innsbruck – Heuer laufen vie-
le der in der Corona-Pandemie 
an Unternehmen vergebenen 
Covid-Überbrückungskredi-
te aus und werden fällig. Die 
Kredite wurden hauptsächlich 
über die staatliche Förderbank 
aws, die Tourismusbank ÖHT 
und die Oesterreichische Kon-
trollbank vergeben, wobei der 
Bund Haftungsgarantien zwi-
schen 80 und 100 Prozent der 
Kreditsumme übernahm, falls 
das Unternehmen nicht zu-
rückzahlen kann.

Bisher musste der Bund 
252 Millionen Euro an sol-
chen Garantiezahlungen für 
nicht bediente Covid-Über-
brückungskredite leisten, geht 
aus einer Anfragebeantwor-
tung des Finanzministeriums 
an die NEOS hervor. Heuer 
dürften demnach weitere 216 
Millionen Euro dazukommen. 
„Das sind die Kosten für die 
Steuerzahler, um die Unter-
nehmen durch die Krise zu 
tragen, und ein Ergebnis der 
,Koste es, was es wolle‘-Politik, 
die damals von der Sorge ge-
tragen war, dass es wegen der 
Lockdowns zu Masseninsol-
venzen kommt“, sagt Gerhard 
Weinhofer, Chef des Gläubi-
gerschutzverbands Creditre-
form. Weinhofer hatte vor ei-
niger Zeit vor der Gefahr einer 
Insolvenzwelle gewarnt, wenn 

Firmen die heuer schlagend 
werdenden Kredite nicht zu-
rückzahlen können. Ob es da-
zu kommt, sei offen. Es gebe 
etwa auch die Möglichkeit von 
Ratenzahlungen über ein Jahr 
zu Nullzinsen oder drei Jahre 
mit Zinsen, erklärt Weinhofer.

„Beruhigungs-Superpille“

Die Hilfskredite waren „eine 
Beruhigungs-Superpille für al-
le“, so Weinhofer. In der Pan-
demie habe man gehofft, dass 
die Unternehmen nach Coro-
na wieder Geld verdienen und 

die Kredite zurückzahlen kön-
nen: „Die Wirtschaft sprang 
zwar an, aber dann kamen 
Russland-Krieg, Energiekrise, 
Inflation und Rezession. Da-
mit ging sich die Rechnung 
nicht mehr aus. Das konnte 
aber damals niemand wissen.“

Aus Sicht von NEOS-Man-
datar Markus Hofer sei es 
damals richtig gewesen, die-
se Kreditgarantien zu geben. 
„Jetzt aber haben wir die Situ-
ation, dass Banken nicht an-
ders können, als diese Kredite 
fällig zu stellen, wenn sie aus-

laufen“, so Hofer. Ob dadurch 
Insolvenzen angefacht wer-
den, sei unklar. „Bisher ist es 
nicht so schlimm gekommen 
wie befürchtet.“

Viele Tiroler Firmen betroffen

In Tirol sind laut Finanzmi-
nisterium 859 Unternehmen 
von im Vorjahr abgelaufenen 
Covid-Garantiekrediten be-
troffen. Aktuell haben noch 
rund 1950 Tiroler Unterneh-
men Covid-Garantiekredite 
im Gesamtumfang von 362 
Millionen Euro laufen.

Geplatzte Covid-Kredite 
kosten Hunderte Millionen
Mit insgesamt 470 Mio. Euro muss der Bund für geplatzte Covid-Kredite 

geradestehen. Tirols Firmen haben noch 360 Mio. solcher Kredite laufen.

Frühjahr 2020, Österreich im Lockdown: Überbrückungskredite brachten Firmen über die Runden.� Foto: TT/Rachlé

Die Abtretung einer millionenschweren Kalser Bergbahn-Beteiligung zum 
Nulltarif an die Schultz Gruppe hatte für heftige Kritik gesorgt.�Foto: TT/Oblasser

Kals – Im jahrelangen Streit 
um die Abtretung von Berg-
bahn-Anteilen der öffent-
lichen Hand an die Schultz 
Gruppe gibt es nun offenbar 
eine Einigung. 2008 hatte sich 
die Osttirol Invest (OIG) – sie 
gehört der Felbertauernstra-
ße-Aktiengesellschaft sowie 
dem Land Tirol – mit knapp 
6 Millionen Euro an den Kal-
ser Liften in Osttirol beteiligt. 
2018, also zehn Jahre später, 
trat die OIG ihren 25-prozenti-
gen Lifte-Anteil an die Schultz 
Gruppe ab, ohne dass im Ge-
genzug Geld fließen musste. 
Nach öffentlichem Druck zog 
die OIG vor knapp drei Jahren 
vor Gericht, um die Gelder für 
den Lifte-Anteil – nun waren 
es 5,7 Millionen Euro – von der 
Schultz Gruppe einzufordern.

Diese Klage wurde nun of-
fenbar außergerichtlich erle-
digt. Schultz muss demnach 
jetzt einen Millionenbetrag 
zurückzahlen, erfuhr die TT. 
Über die Höhe herrscht jedoch 
Stillschweigen, das gerichtlich 
vereinbart wurde. Dem Ver-
nehmen nach soll der Betrag 
aber unter den eingeklagten 
5,7 Mio. Euro liegen. Im Vor-
feld des Gerichtsstreits hatte 

ein Gutachten zwei mögliche 
Preise hervorgebracht, die 
Schultz für den OIG-Anteil 
zahlen sollte: 2,5 Millionen 
bzw. 5,7 Millionen Euro.

Die Causa sorgte vom Start 
weg für Unmut. Schon beim 
Einstieg der OIG in die Kalser 
Lifte 2008 wurden intranspa-
rente Geldflüsse kritisiert, bei 
der Opposition kam der Ver-
dacht auf, die Millionenbe-
teiligung könnte als „verlore-
ner Zuschuss“ zugunsten der 
Schultz Gruppe angelegt sein. 
Im Lauf der Jahre schrieb die 
OIG die Beteiligung auf null 
ab, was den Verdacht nährte. 
Tatsächlich klassifizierte die 
Tourismusabteilung im Land 
im Jahr 2015 die OIG-Investiti-
on als verlorenen Zuschuss für 
die Bergbahnen.

2018 legten TT-Recherchen 
offen, dass bereits beim Ein-
stieg der OIG die Ausstiegs-
Bedingungen vereinbart wur-
den. Unterlagen legten nahe, 
dass Schultz die OIG-Anteile 
offenbar nicht zum tatsäch-
lichen Verkehrswert erhalten 
sollte. Zuletzt hatte die Liste 
Fritz die Gratis-Abtretung der 
Lifte-Anteile an die Schultz-
Gruppe kritisiert. (pn, mas)

Geheimer 
Deal um 

Kalser Lifte
Im Streit um Kalser Lift-Anteile 

zahlt die Schultz Gruppe nun einen 

Millionenbetrag. Wie viel? Geheim.

Wien – Die Tiroler Sparkasse 
(TiSpa) hat das abgeschlosse-
ne Jahr mit einer durchwach-
senen Bilanz beendet. Die 
Bilanzsumme stieg auf 4,71 
Milliarden Euro (+ 4,7 %), gab 
die Bank bekannt. Der ope-
rative Gewinn (EGT) dage-
gen sank um 8,5 Prozent auf 
55 Mio. Euro. Und unterm 
Strich knickte der Jahresge-
winn im Vergleich zum Jahr 
davor um 23,7 Prozent auf 
38,3 Millionen Euro ein. Die 
TiSpa spricht von einem „er-

freulichen Geschäftsergebnis 
in einem wirtschaftlich he-
rausfordernden Umfeld mit 
schwachen Konjunkturzah-
len“. Die Tiroler Sparkasse 
habe einen starken Zuwachs 
bei den Kundeneinlagen ver-
zeichnet (+5,8 %), zuletzt ver-
waltete sie ein Kundenver-
mögen in der Höhe von 3,77 
Milliarden Euro. Das Kredit-
volumen stieg um 1,17 Pro-
zent auf 3,59 Milliarden Euro.

Erfreulich aus Sicht der 
Bank: Die sinkenden Zinsen 

haben den privaten Wohn-
bau angekurbelt. „Aufgrund 
des sinkenden Zinsniveaus 
fällt es den Tiroler:innen 
nach dem Stillstand der letz-
ten Jahre wieder zunehmend 
leichter, sich den Traum vom 
Eigenheim zu erfüllen“, sagt 
Vorstand Patrick Görz: „Im 
Zuge der Zinssenkungen 
steigt die Investitionstätig-
keit der privaten Haushalte. 
Das schlägt sich erfreulicher-
weise auch in der verstärkten 
Kreditnachfrage im Bereich 

der privaten Wohnbaufinan-
zierungen nieder.“ Die An-
zahl der neu abgeschlosse-
nen Finanzierungen stieg um 
10,7 Prozent, das Volumen 
der Neuvergaben um 22,3 
Prozent auf 169,2 Millionen 
Euro. Die Tiroler Sparkasse 
beschäftigt mehr als 400 Mit-
arbeiter und ist an 34 Stand-
orten im Großraum Inns-
bruck und Innsbruck-Land 
tätig. Betreut werden mehr 
als 155.000 Privat- und Fir-
menkunden. (mas)

TiSpa-Gewinn knickte ein, Wohnkredite ziehen an

Die Tiroler Sparkasse präsentierte eine durchwachsene Bilanz.�Foto: TT/Rita Falk

Rom – Der legendäre italieni-
sche Espressokocher-Herstel-
ler Bialetti, seit Jahren in der 
Krise, wird vom Investment-
fonds Nuo Capital geschluckt, 
der unter chinesischer Kont-
rolle steht. Nuo Capital über-
nimmt von Mehrheitsaktio-
när Francesco Ranzoni eine 
78,5-%-Beteiligung am Unter-
nehmen. Der Wert von Bialet
ti wird mit 30 Mio. Euro bezif-
fert, die Verschuldung liegt bei 
124 Mio. Euro. Dem italieni-
schen Fiskus schuldet Bialet-
ti mehrere Millionen Euro an 
Steuern. (APA)

Chinesen kaufen Bialetti

Der legendäre Bialetti-Espressokocher wurde 1933 entwickelt.� Foto: imago

Wien – Wegen gescheiterter 
Offshore-Windkraftprojek-
te ziehen zwei Tochterun-
ternehmen des heimischen 
Baukonzerns Strabag gegen 
Deutschland vor Gericht. Die 
Firmen wollen Schadenersatz 
in Höhe von rund 335 Millio-
nen Euro inklusive Zinsen er-
streiten – allerdings nicht in 
Deutschland, sondern über 
das Bezirksgericht in der US-
Hauptstadt Washington D.C. 
Der juristische Umweg soll 
helfen, die Forderungen auf 
internationalem Wege durch-
zusetzen. (APA)

Strabag will 
Geld zurück
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Von Michael Mader

Going a. W. K. – Den Ein­
griff in landwirtschaftliche 
Vorsorgeflächen kennt man 
ja schon aus der Gemeinde 
St. Johann mit dem geplanten 
und umstrittenen Gewerbe­
gebiet „Unterbürg“. Nicht 
schon wieder, sagt deshalb 
die Liste Fritz und stellt eine 
schriftliche Anfrage an Lan­
deshauptmann Anton Mattle 
und weitere Regierungsmit­
glieder bezüglich eines ge­
planten Großhotels bei der 
Astbergbahn in Going. 

„Es geht uns um Aufklärung 
und darum, dass die Berg­
bahnen Ellmau-Going als 
Projektbetreiber des Groß­
hotels sowie die betroffene 
Standortgemeinde Going 
frühzeitig und rechtzeitig er­
klärt bekommen, dass dieses 
Großhotel auf einer geschütz­
ten landwirtschaftlichen Vor­
sorgefläche nicht umsetzbar 
ist“, sagt Liste-Fritz-Klubob­
mann Markus Sint.

Laut ihm planen die Berg­
bahnen Ellmau-Going auf 
einer rund 22.000 m² großen 
grünen Wiese ein Großhotel 
mit 288 Betten, 275 Autoab­
stellflächen, Swimmingpool 
und Restaurant. „Der Knack­
punkt ist, dass diese Wiese als 
hochwertige landwirtschaftli­
che Vorsorgefläche ausgewie­
sen und unter Schutz gestellt 
ist“, warnen Sint und Bezirks­
sprecher Sepp Niedermoser.

Für sie sprechen viele 
Gründe gegen dieses Groß­
hotelprojekt. Ganz zentral sei 
dabei die angedachte Aufhe­
bung der Unterschutzstel­
lung der hochwertigen land­
wirtschaftlichen Fläche. „Das 
geht nur, wenn es ein öffentli­
ches Interesse dafür gibt. Die 
Bergbahnen Ellmau-Going 
als Hotelprojektbetreiber 
führen als Begründung das 
Überleben der Astbergbahn 
in Going an. Das ist weit her­
geholt und eigentlich skurril, 
denn ein Großhotel neben 
der Astbergbahn ist keine 
Garantie für den wirtschaftli­
chen Aufschwung dieses Lif­
tes“, zieht Liste-Fritz-Klubob­
mann Markus Sint überhaupt 

den Bedarf für diese Betten­
burg in Zweifel. Er befürch­
tet massive Nachteile für die 
bestehenden Tourismus­
betriebe sowie eine zusätzli­
che Verkehrs- und Lärmbe­
lastung für die Anrainer.

Der Tourismusverband 
Wilder Kaiser befürwortet 
eine Absicherung des Lift­
betriebs am Astberg als Frei­
zeitinfrastruktur für Gäste 

und Einheimische. „Ein berg­
bahneigenes Hotel an der 
Talstation, das in der Umset­
zung Rücksicht auf ökologi­
sche und soziale Bedürfnisse 
des Ortes nimmt, kann dafür 
eine geeignete Maßnahme 
sein“, sagt TVB-Obmann Jo­
hannes Adelsberger.

Allerdings haben die Tou­
ristiker ein paar Wünsche: So 
sollte das Hotelrestaurant zur 
Absicherung bzw. Auswei­
tung des gastronomischen 
Angebots in Going auch für 
Nicht-Hausgäste zugänglich 
sein und für Saisonmitarbei­
tende müsste ausreichend 
Wohnraum geschaffen wer­
den, um keinen zusätzlichen 
Druck auf den regionalen 

Wohnungsmarkt auszuüben. 
Außerdem sollte die Tiefga­
rage groß genug sein, um die 
Fahrzeuge der Gäste und der 
Mitarbeitenden aufzuneh­
men, und das Hotel sollte 
der Angebotsgruppe des 
Tourismusverbands „Grüne 
Anreise“ beitreten.

Seitens der Bergbahnen 
will man sich nicht zum 
Großhotel „Tirol Lodge 
Going“ äußern. „Wir warten 
zuerst die Entscheidung der 
Gemeinderatssitzung ab“, 
sagt Geschäftsführer Johan­
nes Winkler. Dabei werden 
die Gemeinderäte auch dar­
über beraten, ob eine Volks­
befragung zum Bergbahnen-
Hotel eingeleitet werden soll.

Großhotel auf der grünen Wiese
In Going planen die Bergbahnen ein Hotel mit 288 Betten, Swimmingpool und 

Restaurant. Der Gemeinderat entscheidet, ob eine Volksbefragung eingeleitet wird.

Die Bergbahnen Ellmau-Going wollen bei der Astbergbahn auf der riesigen Wiese im Hintergrund ein Großhotel errichten.� Foto: Michael Mader

Markus Sint 

(Liste Fritz-Klubobmann)�

„Der Knackpunkt 
ist, dass diese Wie-

se als landwirtschaft-
liche Vorsorgefläche 
ausgewiesen ist.“

Johann Adelsberger 

(TVB-Obmann)�

„ Ein bergbahneige-
nes Hotel an der 

Talstation kann dafür 
eine geeignete Maßnah-
me sein.“

Von Wolfgang Otter

Kramsach – Zu Jahreswech­
sel schrillten im Gemein­
deamt alle Alarmglocken. 
Kramsach hatte zu diesem 
Zeitpunkt einen Verschul­
dungsgrad von 100 Prozent 
erreicht. „Es waren jedoch 
zu diesem Zeitpunkt noch 
Förderungen ausständig“, er­

klärt Bürgermeister Andreas 
Gang. Zudem gehe man da­
von aus, dass einige Posten 
falsch zugeteilt waren. Daher 

wird die Gemeindeaufsicht in 
den kommenden Tagen im 
Gemeindeamt anklopfen und 
die Finanzen durchforsten. 

Wobei man derzeit davon 
ausgeht, dass der Verschul­
dungsgrad bei 85 Prozent liegt.  
Die brisante Finanzsituation 
trifft die Gemeinde zu einem 
äußerst ungünstigen Zeit­
punkt. Der Bau der Volksschu­
le steht direkt bevor. Geplant 
ist ein Gebäude für 14 Klassen, 
dazu eine Bibliothek, Räu­
me für den Mittagstisch und 
ein Turnsaal. Dass die bei der 
Präsentation des Projekts ge­
nannten Kosten von 1,6 Mio. 
Euro halten werden, kann der 
Bürgermeister nicht mehr be­
stätigen. Vielmehr benötige 
die Gemeinde einen Kredit 
von rund zehn Millionen Euro, 
um das Projekt zu stemmen. 

Hier beginnen die Prob­
leme: Die Aufsichtsbehör­
de wird dem Darlehen nicht 
mehr zustimmen, wie Gang 
berichten muss. Das bedeutet 
sparen, sparen und nochmals 
sparen. „Wir haben bereits 
im Budget Posten im Aus­
maß von bis zu 200.000 Euro 
gefunden, die wir einsparen 
können“, sagt Gang. Zudem 
werden bis zu 1,5 Millionen 

Euro einmalige Ausgaben aus 
dem laufenden Haushalt ge­
tätigt. Auch hier wird es Ein­
sparungen geben. Zugleich 
wird es beim Schulprojekt 
selbst zu Abstrichen kom­
men müssen. Wie hoch die 
Baukosten letztlich ausfallen, 
lässt Gang derzeit noch offen. 
„Wir haben noch keine Aus­
schreibung gemacht“, erklärt 
er den Grund dafür.

Nach den Worten des 
Bürgermeisters habe er die 

Schuldenlast mit seinem 
Amtsantritt vor drei Jahren 
von seinen Vorgängern ge­
erbt. Alleine für das Pfle­
ge- und Betreuungszentrum 
sind noch 5,7 Millionen Euro 
offen. „Da wurde in den ver­
gangenen 20 Jahren viel zu 
wenig zurückbezahlt“, kriti­
siert Gang. Zu dieser Summe 
addieren sich weitere 400.000 
Euro Darlehen für die Was­
serversorgung und den Kin­
dergarten. Die Pro-Kopf-Ver­

schuldung stieg seit 2022 von 
645 Euro auf 982 Euro. 

Das sind also keine beson­
ders rosigen Aussichten. Da­
bei ist die Volksschule nicht 
das einzige Vorhaben der 
Gemeinde in der Projekt-
Pipeline. Da für die Kleinsten 
unbedingt mehr Platz benö­
tigt wird, ist ein Waldkinder­
garten angedacht. Geschätz­
te Kosten: 1,5 Millionen Euro. 
Falls die Finanzierung dafür 
genehmigt wird.

Schulbau wegen Verschuldung gestoppt
Die Gemeinde Kramsach ist zu 100 Prozent verschuldet. Die Volksschule muss warten, die Gemeindeaufsicht prüft.

Der Neubau sollte auf einem freien Grundstück neben der alten Volksschule errichtet werden.� Foto: Hrdina

Wien, Innsbruck – Vergange­
nes Jahr wurden dem Rech­
nungshof 5067,89 Euro an un­
zulässigen Spenden gemeldet. 
Diese werden nun an Obdach­
losenhilfen weitergegeben.

Bis 3. März hatten Bür­
gerInnen die Möglichkeit, 
Vereine als Empfänger vor­
zuschlagen. Letztlich ent­
schied das Los, heißt es von­
seiten des Rechnungshofs. 
Unter den Begünstigten 
ist auch ein Tiroler Verein: 
1689,30 Euro gehen an den 
Verein für Obdachlose in 
Innsbruck. Dieselbe Summe 
erhält die Oberösterreichische 
Tafel. Über 1689,29 Euro darf 
sich die Vinzenzgemeinschaft 
Benedict Labre – VinziDorf 
Graz freuen.

Gemeldet wurden die 
Spenden gemäß Parteien­
gesetz 2012 von den Grünen, 
ÖVP und SPÖ. (TT)

Illegale 
Parteispenden 

umverteilt

Innsbruck – Er war der vier­
te Direktor der Caritas Tirol 
und auch Vizepräsident der 
Caritas Österreich. Georg 
Schärmer hat in seinen 23 
Jahren an der Caritas-Spit­
ze viel bewegt – in Tirol und 
auch bei Hilfsprojekten welt­
weit. Schon während seiner 
Zeit als Lehrer engagierte er 
sich für die, die am Rande 
der Gesellschaft stehen. Und 
auch im Ruhestand setzt er 
sein soziales Engagement 
weiter fort. Für seinen Einsatz  
für die Menschlichkeit wurde 
Georg Schärmer mehrfach 
ausgezeichnet. 

Am kommenden Mittwoch, 
23. April, ist der frühere Cari­
tas-Direktor Gast der belieb­
ten Interview-Reihe „Zeit­
zeugen“ im Großen Saal des 
Landhauses in Innsbruck. Im 
Gespräch mit Autor Bernhard 
Aichner blickt Schärmer auf 
seine Laufbahn zurück. Be­
ginn ist um 19 Uhr. Interes­
sierte können sich online auf  
tirol.gv.at/Zeitzeugen oder te­
lefonisch unter 0512/5082233 
anmelden. (TT)

Ein Pionier 
der Tiroler 

Caritas 

Der frühere Caritas-Direktor Georg 

Schärmer ist „Zeitzeuge“.� Foto: Rita Falk

Todesfälle

In Oberlienz: Georg Oberhau-

ser, 65 Jahre.  

In Tristach: Alois Wendlinger, 

„Maurer Lois“, 88 Jahre.

Andreas Gang 

(Bürgermeister Kramsach)�

„Wir haben im Bud-
get Posten im Aus-

maß von bis zu 200.000 
Euro gefunden, die wir 
einsparen können.“
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ANDREAS MÖLZER

Anderer-
seits

Kinderbetreuung einmal
gratis, dann purer Luxus

nichts mit dem Rechtsan-
spruch auf Vermittlung
eines Kinderbetreuungsplat-
zes“, lautet die Kritik der
Oppositionspartei.
Ein zusätzlicher Faktor

sei obendrein die Bezahlung

für Elementarpädagogen.
Diese müssen fair bezahlt
werden. Stand jetzt würden
oft für 40 gearbeitete Stun-
den lediglich 36 bezahlt
werden. „Einige Gemein-
den haben reagiert und zu-
mindest drei Jahre nachge-
zahlt“, so die Parteichefin,
die weiter ausführt: „Viele
Betroffene fallen um viele
Jahre um, weil die Ansprü-
che verjährt sind.“
Tirols Gemeinden rin-
gen bereits um die Vermitt-
lung von Betreuungsperso-
nal. Einige Kommunen bie-
ten Verträge mit Ferienzei-
ten oder fünf Wochen
Urlaub an, um Personal zu
bekommen, um „Konkur-
renten“ auszustechen. M.O.

Eltern haften

für ihre Kinder
Die Jugendkriminalität ex-
plodiert im Lande. Hotspot
ist Wien, und in überpro-
portionalem Maße sind es
Kinder aus Familien mit
Migrationshintergrund,
vorwiegend syrische. Das
Beängstigende dabei ist,
dass da schon Kinder zwi-
schen 10 und 14 Jahren
massiv und immer häufiger
gegen das Gesetz versto-
ßen. Und wenn sie auf fri-
scher Tat ertappt werden –
so ließ uns der zuständige
Polizeivertreter dieser Tage
in einer Pressekonferenz
mit dem Innenminister wis-
sen – schreien sie: „Unmün-
dig!“, um jeglicher Straf-
verfolgung zu entgehen.

EINERSEITS ertönt nun
allenthalben der Ruf nach
verschärften „sozialpäda-
gogischen Einrichtungen“,
in die diese Kinder einge-
wiesen werden könnten.
Früher hieß das: Du
kommst ins Heim!

ANDERERSEITS meinen
nun Skeptiker, dass da
kleinkriminelle Kinder in
Haft kommen, aus der sie
dann möglicherweise als
Schwerkriminelle wieder
herauskommen.

Und auf den Gedanken,
dass es vielleicht weniger
darauf ankäme, die krimi-
nellen Kinder abzustrafen,
sondern vielmehr die Eltern
zu einer entsprechenden
Erziehung zu bewegen,
kommt niemand. Gerade in
Bezug auf Migranten-Fami-
lien ist es ja auch ein Indiz
für Integrations-Verweige-
rung, wenn die Kinder nicht
angehalten werden, unsere
österreichischen Werte zu
respektieren. Die Strafdro-
hung für die Zehn- bis Vier-
zehnjährigen sollte also
eher deren Eltern gelten:
Eltern haften nämlich für
ihre Kinder.

INITIATIVE DES LANDES

Wissenschaft trifft Wirtschaft:
Eine Million € für Dissertationsvorhaben
In diesem Jahr stellt das
Land Tirol knapp eineMil-
lion Euro für industrienahe
Dissertationsvorhaben zur
Verfügung. Die Förderak-
tion bildet eine Schnittstel-
le zwischen Wissenschaft

sowie Wirtschaft. Pro For-
schungsvorhaben können
bis zu 100.000 Euro verge-
ben werden. Die Aktion ist
dabei nicht auf bestimmte
Disziplinen beschränkt – der
Schwerpunkt liegt bewusst

auf thematischer Offen-
heit. „Sei es Medizin, Bau-
technik oder Informatik –
wir wollen den Nachwuchs
weiterhin zu wissenschaft-
lichen Bestleistungen an-
spornen“, betont LR Cor-
nelia Hagele (ÖVP) dazu.

Nähere Details gibt es unter

www.tirol.gv.at

Eine fixe Zusage seitens des Landes für Gemeinden sei nötig, so

die Liste Fritz. Auch faire Bezahlung für Pädagogen sei Pflicht.

In
Sachen Kinderbe-
treuung gibt es in
den Tiroler Ge-

meinden große Unterschie-
de: Während diese in der
einen Gemeinde kostenlos
ist, fallen wenige Kilometer
weiter wieder Gebühren an.
Dieser „Tarifdschungel“
sei für die Liste Fritz und
Parteichefin Andrea Hasel-
wanter-Schneider kaum
noch durchschaubar, wie
sie gestern informierten.
Bereits bei den ganz Klei-
nen gibt es die ersten Unge-
reimtheiten: Während Kin-
dergärten vormittags kos-
tenlos sind, fallen am
Nachmittag Zuschläge an,
die obendrein unterschied-
lich hoch seien. Ähnlich
auch bei Kinderkrippen.
„Die Tarife zu vereinheitli-
chen, ist richtig. Es kann
nicht sein, dass die Kinder-
betreuung einmal Luxus ist
und einmal gratis“, so Ha-
selwanter-Schneider.

Ohne Finanzspritze werde
Vermittlung schwierig

Geht es nach der Liste
Fritz, warnen immer mehr
Ortschefs, dass eine Anpas-
sung Kosten verursache,
die nicht stemmbar wären.
Es brauche daher eine Fi-
nanzierungszusage seitens
des Landes, sonst „wird es

Kinderbetreuung ist in Tirol gefragt und zumTeil sehr teuer

Es braucht eine Finanzie-
rungszusage des Landes.
Sonst wird es nichts mit
dem Rechtsanspruch auf
Vermittlung
eines Platzes für
Kinderbetreuung.

Andrea Haselwanter-
Schneider,
Parteichefin Liste Fritz Fo
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Wien – Die Wintersaison neigt 
sich dem Ende zu, erste Bilan­
zen weisen starke Zahlen für 
Tirol aus. „Die Wintersaison 
2024/25 im Alpenraum war 
insgesamt erfolgreicher als 
die Vorjahrssaison“, resümiert 
Thomas Steiner vom interna­
tional tätigen Tourismusbe­
ratungsunternehmen Kohl & 
Partner. Untersucht wurden 
Bayern, Südtirol und Tirol.

Demnach war die erste 
Winterhälfte, insbesondere 
Dezember und Jänner, von 
einer starken Nachfrage und 
sehr positiven Ergebnissen 
geprägt, während es im Feb­
ruar und März spürbar nach­
gelassen hat. „Besonders im 
März nahm die Nachfrage – 
vor allem in weniger schnee­
sicheren Regionen und tiefe­
ren Lagen – deutlich ab, was 
das Gesamtergebnis brems­
te“, heißt es in der Bilanz.

Die Untersuchung zeigt 
allerdings ein unterschiedli­
ches Bild bei Zimmerauslas­
tung und durchschnittlichen 

Preisen für die drei Regio­
nen. In Tirol lag die Auslas­
tung bei 71 Prozent – ein Plus 
von 2,3 Prozent. Weit weniger 
ausgelastet waren die Ho­
tels in Südtirol (64 Prozent) 
und Bayern (55). „Besonders 

hervorzuheben sind die star­
ken Monate Dezember  und 
Jänner, während die Auslas­
tung im Februar und März 
leicht rückläufig war, aber 
immer noch stabil auf ho­
hem Niveau blieb“, schreibt 
das Beratungsunternehmen, 
das auch in Innsbruck eine 
Niederlassung hat.

Tiefer in die Tasche greifen 
mussten Urlauberinnen und 
Urlauber in Tirol – die durch­

schnittlichen Preise für ein 
Hotelzimmer legten im Feb­
ruar um 1,5 Prozent auf 387 
Euro und um 1,7 Prozent auf 
321 Euro im März zu. Aller­
dings fiel das Plus deutlich 
moderater als beim südlichen 
Nachbarn aus. Die durch­
schnittlichen Preise für ein 
Hotelzimmer stiegen in Süd­
tirol am stärksten. In Bayern 
zogen die Preise minimal an. 

„Tirol bleibt in der Nachfra­
ge klar führend und konnte 
auch bei der Preisdurchset­
zung erfolgreich punkten. 
Südtirol hat mit den stärksten 
Preissteigerungen den Markt 
dominiert, während Bayern 
weiterhin Fortschritte zeigt, 
jedoch hinter den beiden 
Spitzenreitern zurückbleibt. 
Besonders entscheidend wird 
sein, wie flexibel die Hoteliers 
in den kommenden Wintern 
auf schwächere Nachfrage­
phasen reagieren und die 
Preis- sowie Kostenstruktur 
im Griff haben“, konstatiert 
Hotelexperte Steiner. (sas)

Beim Urlaub bleibt 
Tirol Nummer eins
Die Winterbilanz des Tourismusberaters Kohl 

& Partner zeigt: Tirol bleibt führend bei der 

Nachfrage, Südtirol und Bayern hinken hinterher.

Die Tiroler Pisten sind nach wie vor sehr beliebt bei Wintersportlern.� Foto: iStock

Thomas Steiner 

(Kohl & Partner)�

„Die Wintersaison 
2024/25 im Alpen-

raum war insgesamt 
erfolgreicher als  die 
Vorjahrssaison.“

Frankfurt – Die Europäische 
Zentralbank senkt inmitten 
der Zollturbulenzen zum 
siebten Mal seit vergange­
nem Juni die Leitzinsen. Der 
für Banken und Sparer wich­
tige Einlagensatz wird um 
0,25 Prozentpunkte auf 2,25 
Prozent verringert, wie die 
Notenbank in Frankfurt ges­
tern mitteilte.

Niedrigere Zinsen machen 
Kredite tendenziell günsti­
ger. Sie helfen der schwachen 
Konjunktur in der Eurozone, 
der mit der Zolloffensive von 
US-Präsident Donald Trump 
weitere Rückschläge drohen. 
Zudem gibt die abflauende 
Inflation im Euroraum der 
EZB Spielraum für Zinssen­
kungen.

Für Sparerinnen und Spa­
rer hingegen ist die erneute 
Leitzinssenkung keine gute 
Nachricht: Bekommen Ge­
schäftsbanken weniger Zin­
sen für Gelder, die sie bei 
der EZB parken, senken sie 
die Zinsen auf Einlagen der 
Kunden. Auf die Bauzinsen 
hat die Zinssenkung der EZB 
nicht zwingend Einfluss. Der 
Zinsschritt könnte schon ein­
gepreist sein.

Der Rückgang der Inflati­
on schreite gut voran, teilte 
die EZB mit. Zudem hätten 
sich die Wachstumsaussich­
ten für die Wirtschaft im 
Euroraum „aufgrund der 
zunehmenden Handels­
spannungen eingetrübt“. 
„Die erhöhte Unsicherheit 
dürfte das Vertrauen der pri­
vaten Haushalte und Unter­
nehmen mindern“, erklärte 
die Zentralbank und verwies 
auch auf die jüngsten hefti­
gen Börsenturbulenzen. Die 
Notenbank sprach von „au­
ßergewöhnlich hoher Unsi­
cherheit“.

Die EZB verringert nicht 
nur den Einlagensatz, son­
dern auch den Zins, zu dem 
sich Geschäftsbanken fri­
sches Geld bei der Noten­
bank besorgen können: Statt 

2,65 Prozent werden dafür 
nun 2,4 Prozent Zinsen fällig.

Seit der Verkündung von 
Trumps Zollpaket sind die 
Sorgen um den Welthandel 
und die Wirtschaft in Europa 
stark gewachsen. Der Zoll­
streit könnte die Wirtschaft im 
Euroraum erheblich belasten, 
die nach EZB-Prognose 2025 
ohnehin nur minimal um 0,9 
Prozent wachsen dürfte.

Zwar hat Trump die pau­
schalen Zölle von 20 Prozent 
auf Importe aus der EU für 90 
Tage ausgesetzt. Es bleiben 
aber der neue US-Basiszoll 
von 10 Prozent und 25 Prozent 
Zoll auf Autos, Stahl und Alu­
minium aus Europa. Trump 
will zudem neue Sonderzölle 
im Bereich der Halbleiterin­
dustrie und auf Medizinpro­
dukte ankündigen. (dpa, TT)

EZB senkt Zinsen 
siebtes Mal in Folge

Die Europäische Zentralbank greift der Wirtschaft 

im Handelskrieg gegen die USA unter die Arme und 

senkt den Leitzins auf 2,25 Prozent.

EZB-Präsidentin Christine Lagarde 

erklärt Zinsschritt.� Foto: AFP/Kudryavtsev

Kals – Der Geheim-Deal rund 
um die Bergbahnen Kals in 
Osttirol sorgt für Aufregung. 
Wie berichtet, wurde der ge­
richtliche Streit um die Abtre­
tung von Bergbahn-Anteilen 
an die Schultz-Gruppe laut 
TT-Informationen nun offen­
bar außergerichtlich erledigt. 
Es ging um die Beteiligung in 
Höhe von rund sechs Millio­
nen Euro der Osttirol Invest 
(OIG – gehört der Felbertau­
ernstraße-AG und dem Land 
Tirol) an den Kalser Bergbah­
nen. Vor sieben Jahren wurde 
der Anteil von 25 Prozent an 
Schultz abgetreten, ohne dass 
im Gegenzug Geld floss. Nach 
öffentlichem Druck klagte die 

OIG die Schultz-Gruppe auf 
5,7 Mio. Euro. Nun einigte 
man sich, dass Schultz einen 
Millionenbetrag zurückzahlt. 
Über die Höhe herrscht jedoch 
Stillschweigen.

Die Liste Fritz will sich mit 
dem Geheim-Deal nicht ab­
finden. „Wenn die schwarz-
rote Landesregierung, die Ost­
tiroler Investment Gesellschaft 
und der Schultz-Konzern 

meinen, dass sie sich die Ab­
schlagszahlung ausschnapsen 
und geheim halten können, 
dann haben sie sich geschnit­
ten“, so Klubchef Markus Sint. 
Seit Jahren habe sich die Lis­
te Fritz mit neun Landtags­
anfragen um Aufklärung und 
Rückzahlung der gewährten 
Steuergeld-Millionen bemüht. 
„Es geht um 5,7 Millionen Eu­
ro. Die an den Tag gelegte Ge­
heimhaltung legt nahe, dass 
sich Schultz gegenüber der 
OIG und der Landesregierung 
durchgesetzt hat“, so Sint. Der 
Seilbahn-Deal mit der ausge­
handelten Abschlagszahlung 
sei „selbstverständlich öffent­
lich bekannt zu geben“. (TT)

„Seilbahn-Deal offenlegen“
Liste Fritz fordert, die Abschlagszahlung für die Kalser Lifte öffentlich zu machen.

Wie viel Schultz der OIG für die Kalser Lifte zahlt, bleibt unklar.� Foto: Oblasser

Washington – Der Handels­
krieg zwischen den USA und 
China ist um eine Facette 
reicher. China drohen „als 
Ergebnis seiner Vergeltungs­
maßnahmen“ bis zu 245 Pro­
zent Zölle auf Einfuhren in 
die USA, wie das Weiße Haus 

in einem Informationsblatt 
mitteilte. Ein Beamter sagte 
gegenüber dem Magazin 
Newsweek, die Berechnung 
spiegle den potenziellen 
Höchstzollsatz wider, der auf 
einige chinesische Waren er­
hoben werden könnte.

Das chinesische Außen­
ministerium erklärte, man 
werde sich nicht auf ein Zah­
lenspiel einlassen. Man ste­
he in laufendem Kontakt 
mit den USA und sei offen 
für Wirtschafts- und Han­
delsverhandlungen auf der 
Grundlage gegenseitigen Re­
spekts, erklärte das Handels­
ministerium. (APA, Reuters)

USA drohen China 
mit mehr Zöllen

Die USA haben einen Handelskrieg 

mit China begonnen.� Foto: AFP/Pardo

Quelle und Grafik: Austria Presse Agentur
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Von Max Strozzi

Natters – Die Causa Natterer 
See-Camping beschäftigt nun 
das Höchstgericht. Wie der 
Verwaltungsgerichtshof bestä-
tigt, hat die Camping-Betrei-
berfirma von Wirtschaftskam-
mer-Spitzenfunktionär Georg 
Giner eine außerordentliche 
Revision gegen das Urteil des 
Landesverwaltungsgerichts 
eingebracht. Das Gericht hat-
te Mitte Februar ein Betriebs-
verbot für mehr als 20 Lodges 
durch die BH bestätigt.

Die Lodges wurden 2016 auf 
Freiland errichtet und seither 
auch betrieben, ohne dass 
dies je angezeigt wurde. Auch 
die Widmung auf dem Areal 
passt nicht – die Unterkünfte 
stehen auf Freiland. Unlängst 
waren die Lodges auf der 
Homepage zum Buchen an-
geboten – nach einer TT-An-

frage dazu nicht mehr. Eben-
falls beanstandete „Floating 
Homes“ wurden gestern aber 
noch angeboten.

Camping-Betreiber wehrt sich

In dieser Causa spielt auch die 
Gemeinde Natters eine we-
sentliche Rolle. Ende Jänner 
2025, drei Monate nach dem 
Betriebsverbot durch die BH, 
hat die Gemeinde nämlich 
eine Ausnahmeverordnung 
verabschiedet, um den Wei-
terbetrieb auf dem Areal trotz 
Benützungsverbots zu ermög-
lichen. So wurde für die betrof-
fene Fläche ein Kampieren au-
ßerhalb von Campingplätzen 
in mobilen Unterkünften er-
laubt. Das Gericht befand aber, 
dass die Verordnung nicht 
greife, weil das Areal nicht au-
ßerhalb des Campingplatzes 
liegt, sondern seit Jahren als 
Teil des Campingplatzes ge-

nutzt wird und an dessen Inf-
rastruktur  – Strom Wasser, Gas  
– angebunden ist.

Das See-Camping dagegen 
beharrt auf der Gemeinde-
Verordnung. Der Betrieb der 
Lodges sei „auf Grundlage 
der ordnungsgemäß kundge-
machten und rechtsgültigen 
Verordnung des Gemeindera-
tes zulässig“, teilt der Anwalt 
des Campingplatzes mit. Das 
Erkenntnis des Landesver-
waltungsgerichts betreffe das 
Betriebsverbot durch die BH, 
nicht aber die Gemeinde-Ver-
ordnung. Vielmehr wäre das 
LVwG „an die Verordnung des 
Gemeinderates [...] gebunden 
und zu deren Anwendung 
verpflichtet gewesen“. Diesen 
Aspekt soll nun das Höchstge-
richt klären.

Für Liste-Fritz-Klubchef 
Markus Sint ist der Kernpunkt 
ohnehin ein ganz anderer: 

„Die beanstandeten Logdes 
sind Bauwerke im Freiland. 
Sie sind und bleiben damit 
Schwarzbauten – Gemeinde-
Verordnung hin oder her.“

Fix im Boden verankert

Auch das Gericht habe 
schließlich festgestellt, dass 

die Unterbauten der Lod-
ges fix im Boden verankert 
sind. Zudem beziehe sich 
die Gemeinde-Verordnung 
auf mobile Unterkünfte und 
nicht auf Fixbauten, wie sie 
hier stünden. „Die Verord-
nung wurde nur verwendet, 
um das Benützungsverbot 

zu umgehen“, so Sint. Das 
Benützungsverbot der BH 
müsse über der Verordnung 
stehen.

Wie das Land mitteilt, hat 
das See-Camping kürzlich ei-
ne Anzeige zum Betrieb des 
betroffenen Areals als Cam-
pingplatz eingebracht.

„Schwarzbau bleibt Schwarzbau“
Natterer Camping ruft nach Teilverbot für Lodges Höchstgericht an. Für Liste Fritz bleiben es Schwarzbauten.

Die Causa Natterer See-Camping liegt nun beim Verwaltungsgerichtshof in Wien.� Foto: TT/Rita Falk

Brüssel, Innsbruck – Das Innsbrucker 
Start-up Charonium hat ein System entwi-
ckelt, mit dem Notare auch auf den digita-
len Nachlass abseits von Banken zugreifen 
können – Stichwort Kryptowährungen. Mit 
einer so genannten Blockchain lassen sich 
solche Vermögenswerte und die dazugehö-
rigen Zugangscodes für die Erben hinterle-
gen und im Todesfall abrufen.

Dieses Konzept hat nun auch die EU-
Kommission überzeugt: In einem dreistu-
figen Verfahren konnte sich Charonium 
durchsetzen und wurde als eines von 20 Un-
ternehmen in die Europäische „Blockchain 
Sandbox“ aufgenommen. Dieses Förder-
projekt unterstützt europäische Start-ups, 
die mit Blockchains einen Mehrwert für die 
Gesellschaft bilden. Gegenüber der TT teil-
te Charonium-Gründer Daniel Gosterxeier 
mit: „Für uns als junges Unternehmen aus 
Tirol ist das nicht nur ein Meilenstein, son-
dern auch ein Startschuss.“ (TT)

EU-Kommission 

fördert Tiroler 

Tech-Unternehmen

Berlin – Die Deutsche Bahn braucht nach 
Einschätzung von Konzernchef Richard 
Lutz bis zu 150 Mrd. Euro zur Moderni-
sierung ihrer maroden Infrastruktur. Dies 
sei der „zusätzliche Finanzierungsbedarf“, 
sagte Lutz gegenüber t-online. Mindestens 
80 Mrd. Euro brauche man für das beste-
hende Netz, von der Generalsanierung der 
Hochleistungskorridore über die Repara-
tur großer Eisenbahnbrücken bis hin zum 
Ausbau von Bahnhöfen und der Ertüchti-
gung moderner digitaler Stellwerke als Er-
satz für Anlagen. (APA, Reuters)

Deutsche Bahn braucht 

150 Milliarden fürs Netz

UniCredit-Österreich-Chef Robert Zadrazil gibt sei-
nen Posten heuer im August ab. Seine Aufgaben als 
Country Manager für Österreich soll in Zukunft der 
UniCredit-Bank-Austria-Vorstandschef Ivan Vlaho 
zusätzlich übernehmen. Zadrazil begann seine Kar-
riere 2001 bei dem Geldinstitut.

Nach 24 Jahren: Zadrazil 
verlässt die Bank Austria 
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DER CUPRA TERRAMAR
 PLUG-IN-HYBRID

Ab € 229,– mtl.1

Alle Preise und Boni sind unverbindl., nicht kart. Richtpreise/-boni inkl. USt. und NoVA und werden vom Listenpreis abgezogen. 1) Privatkunden-Angebot im Restwert Leasing der  
Porsche Bank inkl. USt. und NoVA, zzgl. gesetzl. Vertragsgebühr € 217,-, keine Bearbeitungskosten, Gesamtleasingbetrag € 39.400,-, Laufzeit 36 Monate, 10.000 km/Jahr, Eigen-

leistung (VZ-Depot) € 7.700,-, Restwert € 28.600,-, Sollzinssatz fix 6,30 %, E�ektivzinssatz fix 7,24 %, Gesamtbetrag € 45.473,-. Abschluss einer vollKASKO sowie eines Service-, War-
tungsprodukts der Porsche Bank Versicherung vorausgesetzt. Bereits berücksichtigt: € 4.000,- Performance Prämie, € 4.000 e-HYBRID Prämie, € 2.000,- Porsche Bank Bonus und  
€ 500,- Versicherungsbonus bei Finanzierung und Abschluss einer Kasko über die Porsche Bank Versicherung. € 1.000,- Servicebonus bei 

Finanzierung und Abschluss eines Service-, Wartungsprodukts über die Porsche Bank. Für Boni gilt: Mindestlaufzeit 36 Monate, für Privatkun-
den. Angebot gültig bis 30.06.2025 (Antrags- und Kaufvertragsdatum). Stand 25.03.2025. 2) 5 Jahre Garantie oder 100.000 km Laufleistung, je 

nachdem, was früher eintritt. Verbrauch: 0,4-0,8 l/100 km. CO
2
-Emission: 10-18 g/km. Stromverbrauch: 17,6-23,9 kWh/100 km. Symbolfoto. 

Stand 04/2025.

Elektrisch wenn du willst. Kraftvoll wenn du es brauchst. 

Mit einer elektrischen Reichweite von über 120 km.

Gekennzeichneter Download (ID=3gNzPUqX3MRYq4cHo9R5-UA_TCsyFmJDZHEu7MebBXg)






























































